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         Über das Buch

         Lässt sich anhand ökonomischer Klauseln in römischen Friedensverträgen der Kaiserzeit
            und Spätantike eine intentional verankerte Außenwirtschaftspolitik des Römischen Reichs
            nachweisen? Um diese Frage zu beantworten, untersucht Matthias Happach Vertragswerke
            an der westlichen und östlichen Grenze des Limes. Er betrachtet Verträge als flexible,
            historisch wandelbare Instrumente, setzt einen neuen Definitionsrahmen (unter anderem
            mit Einbezug der Neuen Institutionenökonomik) für ökonomische Klauseln und römische
            völkerrechtliche Verträge und ordnet sie in ihren historischen, kulturellen und politischen
            Kontext ein. Seine Analyse zeigt, dass das Römische Reich eine gezielte, an einzelne
            Vertragspartner angepasste Außenwirtschaftspolitik verfolgte, die auf einem fundierten
            Verständnis regionaler Handelsbeziehungen beruhte, mit deutlichen Unterschieden zwischen
            Ost- und Westgrenzen. Im Sinne der »New Military History« analysiert die Studie die
            ökonomischen Folgen militärischer Gewalt und vertieft das Verständnis der römischen
            Außenwirtschaftspolitik erheblich.
         

      
   
      
         Vita

         Matthias Happach studierte Historische Kulturwissenschaften und Geschichte an der 
Universität Passau.
         

      
   
      
         Übersicht

         
            	Cover

            	Titel

            	Über das Buch

            	Vita

            	Inhalt

            
         

      
      
         Inhalt
         

         
            	1. Einleitung, Standortbestimmung und die zentrale Hypothese der Untersuchung

            	2. Der Versuch einer Definition für ökonomische Klauseln in römischen Friedensverträgen
                  der Kaiserzeit und Spätantike

            	3. Zur völkerrechtlichen Definition von Friedensverträgen während der Römischen Kaiserzeit
                  und Spätantike

            	4. Die Definition von Außenpolitik in der Antike und deren Einordnung in Bezug auf einzelne
                  Theorien
                  	4.1 Der Versuch einer Definition und Einordnung von Außenpolitik und außenpolitischen
                        Prozessen in der Antike
                        	4.1.1 Sicherheit

                        	4.1.2 Wirtschaft

                        	4.1.3 Herrschaft

                     

                  

                  	4.2 Der Versuch einer theoretischen Einordnung der römischen Außenpolitik im Rahmen einzelner
                        Theorien mit speziellem Bezug auf die Antike
                        	4.2.1 Realismus – Konstruktivismus – Institutionalismus

                        	4.2.2 Außenpolitik und Macht in der Antike

                        	4.2.3 Mutual Gains

                     

                  

               

            

            	5. Die römischen Außenwirtschaftsbeziehungen während der Kaiserzeit und Spätantike
                  	5.1 Die Art und Weise der wirtschaftlichen Verbindungen und ihre Rahmenbedingungen jenseits
                        der Grenzen des Römischen Reiches im Westen und Osten unter Einbezug der NIÖ

                  	5.2 Der Westen und Nordwesten – Fokus: Die Germanen

                  	5.3 Der Osten und Südosten – Fokus: Das Partherreich, Sasanidenreich und Armenien

               

            

            	6. Zum Wesen und der Organisation der staatenähnlichen Gebilde, welche als Teil von römischen
                  Friedensverträgen agieren
                  	6.1 Die Germanen als heterogen gestaffelte Vertragspartner einer situationsbedingten Realpolitik
                        des Römischen Reiches

                  	6.2 Das Parther- und Sasanidenreich als »homogenere« (Staats-)Konstrukte und Vertragspartner

               

            

            	7. Die westliche Limesgrenze – Das Römische Reich und seine Friedensverträge mit germanischen
                  Stämmen und den Sarmaten zwischen dem 2. und 6. Jhd. n. Chr.
                  	7.1 Der Friede mit den Dakern (102‒106 n. Chr.)

                  	7.2 Die Markomannenverträge des 2. Jhd. n. Chr.

                  	7.3 Die Quaden- und Sarmatenverträge des 4. Jhd. n. Chr.

                  	7.4 Die Gotenverträge des 4. Jhd. n. Chr.

                  	7.5 Schwindende Souveränität, Ansiedlungsverträge und die Vandalen als Vertragspartner
                        für West- und Ostrom im 4. bis 6. Jhd. n. Chr.

               

            

            	8. Die östliche Limesgrenze – Das Parther- und Sasanidenreich als Kontrahent und Partner
                  in römischen Friedensverträgen und Handelsbeziehungen während dem 2. bis 6. Jhd. n. Chr.
                  	8.1 Der Partherkrieg Trajans (114-117 n. Chr.)

                  	8.2 Der Partherkrieg des Lucius Verus (161-166 n. Chr.)

                  	8.3 Die Partherkriege des Septimius Severus (194-199 n. Chr.)

                  	8.4 Der Friedensvertrag zwischen dem Römischen Reich und dem Partherreich unter der Herrschaft
                        von Macrinus und Artabanos IV. (218 n. Chr.)

                  	8.5 Der Friedenvertrag zwischen dem Römischen Reich und dem Sasanidenreich unter der Herrschaft
                        von Philippus Arabs und Shapur I. (244 n. Chr.)

                  	8.6 Der Friedensvertrag (?) zwischen dem Römischen Reich und dem Sasanidenreich unter
                        der Herrschaft von Diocletian und Bahram II. (287/288 n. Chr.)

                  	8.7 Der Friedensvertrag von Nisibis (298/9 n. Chr.)

                  	8.8 Der Friedensvertrag zwischen dem Römischen Reich und dem Sasanidenreich unter der
                        Herrschaft von Jovian und Shapur II. (363 n. Chr.)

                  	8.9 Der Friedensvertrag zwischen dem Oströmischen Reich und dem Sasanidenreich unter der
                        Herrschaft von Theodosius II. und Bahram V. (422/441/2 n. Chr.)

                  	8.10 Der »Ewige Friede« von 532 n. Chr.

                  	8.11 Der Friedensvertrag zwischen dem Oströmischen Reich und dem Sasanidenreich unter der
                        Herrschaft von Justinian und Xusro I. (562 n. Chr.)

               

            

            	9. Die römisch-sasanidischen Beziehungen und Verbindungen
                  	9.1 Die römisch-sasanidischen Beziehungen gegen Ende der Spätantike und der Friedensvertrag
                        von 591 n. Chr.

                  	9.2 Religion als grundlegender Faktor für die römisch-sasanidischen Beziehungen, ökonomische
                        Verbindungen und Friedensverträge

               

            

            	10. Sonderpunkt: Die Hunnen als völkerrechtlicher Maßstab für die Instrumentalisierung
                  von ökonomischen Klauseln in Friedensverträgen
                  	10.1 Die römisch-hunnischen Friedensverträge von 430, 434 und 447 n. Chr. und ihre ökonomischen
                        Klauseln

                  	10.2 Ein Gedankenspiel: Tributzahlungen zwischen sesshaften und nomadischen Gesellschaften

               

            

            	11. Sonderpunkt: Die Grenzbevölkerungen im Osten des Reiches und ihre ökonomische Bedeutung
                  für das Römische Reich und den Fernhandel
                  	11.1 Die Sogder – die transkulturelle Seele der Seidenstraße?

                  	11.2 Die Palmyrener – ein grundlegendes Bindeglied für den Handel zwischen Römern und Persern?
                        	11.2.1 Die geostrategischen Grundlagen und wirtschaftlichen Aktivitäten Palmyras in Bezug
                              auf das Römische Reich

                        	11.2.2 Palmyras distinktive Identität. Hellenisierung im Einklang mit tribalen Strukturen
                              und engen Kontakten zu Nomaden?

                     

                  

               

            

            	12. Offene Arbeitsbereiche und wissenschaftliche Desiderate – Zur Rolle des Vertrauens
                  und der Kooperation in völkerrechtlichen Verträgen der Römischen Kaiserzeit und Spätantike
                  sowie des römischen Kaisers als Friedensstifter und Vertragspartner

            	13. Abschließende Gedankengänge und Fazit der Untersuchung

            	Anhang
                  	Abbildungsverzeichnis

                  	Tabellenverzeichnis

                  	Quellen
                        	Literarische Quellen

                        	Epigraphische Quellen

                        	Numismatische Quellen

                        	Papyrologische Quellen

                        	Lexika

                     

                  

                  	Literatur

               

            

         

      
   
      
            1.Einleitung, Standortbestimmung und die zentrale Hypothese der Untersuchung

         

         Es steht außer Frage, dass Forschungen zur Republik bereits eingehend die verschiedenen
            Bestandteile von Staats- und Kriegsverträgen untersucht haben. Diese beinhalteten
            insbesondere Sachleistungen, Kontributionen an Rom, Kriegsentschädigungen, Strafen
            und Tribute.1 Allerdings sind die Überlieferungen zu entsprechenden kaiserzeitlichen und spätantiken
            Vertragswerken und die mit diesen verbundenen ökonomischen Kriegsfolgen im Gegensatz
            hierzu noch nicht systematisch ausgewertet und betrachtet worden. Genau aus diesem
            Grund beschäftigt sich die hier vorliegende Arbeit mit der Umsetzung dieses bisher
            vernachlässigten Forschungsvorhabens.
         

         Grundlegend für die hier vorliegende Untersuchung zu ökonomischen Klauseln in römischen
            Friedensverträgen ist die sogenannte Neoprimitivistische Theorie zur Wirtschaft des
            Römischen Reiches von Moses Finley und der Cambridger Schule, welche wegweisend für
            die Debatte der Primitivisten und Modernisten des späten 20. Jhd. zur römischen Wirtschaft
            der Kaiserzeit ist.2 In der näheren Vergangenheit begann Anfang des 21. Jhd. vor allem Lo Cascio die primitivistischen
            Annahmen der römischen Wirtschaft entscheidend zu hinterfragen.3 Allerdings sind viele Aspekte, speziell der römischen Außenwirtschaft, immer noch
            nicht geklärt und genauer untersucht worden. Speziell die ökonomischen Auswirkungen
            und Dimensionen antiker Kriege sind in diesem Zusammenhang meist vernachlässigt worden.
            Bisher galt das Interesse lediglich den Aspekten der Finanzierung militärischer Auseinandersetzung.4 Die ökonomischen Folgen der Kriege der Antike wurden dabei oftmals übersehen oder
            aber nur am Rande erwähnt.5 Gerade in diesem Zusammenhang sind die Überlieferungen der völkerrechtlichen Vertragswerke
            der Römischen Kaiserzeit auf ihren ökonomischen Gehalt und die zugrundeliegenden Intentionen
            zu untersuchen.
         

         In Anbetracht der anhaltenden Forschungsdiskussion zum Wesen der römischen Wirtschaft
            erscheint es jedoch als äußerst kompliziert, diese in ein entsprechendes und zufriedenstellendes
            Gedankenmodell einzugliedern. Um das Ausmaß und den Umfang des überregionalen Handels,
            speziell an den Limesgrenzen, besser bestimmen zu können, muss hierbei vor allem die
            Annahme im Zentrum stehen, dass übergreifende makroskopische Wirtschaftsmodelle nicht
            ohne den entsprechenden Detailbezug entstehen dürfen. Gerade diese Grundannahme fehlt
            jedoch vielen der primitivistischen Ansätze.6 Deshalb soll mittels einer gezielten Detailanalyse der einzelnen Friedensverträge
            ein umfangreiches und sinnvolles Gesamtbild ökonomischer Klauseln der Kaiserzeit erschaffen
            werden, welches anders als bisherige primitivistische Werke keine vereinheitlichenden
            Grundannahmen beinhaltet.
         

         Im Kontext von Krieg und Wirtschaft zeigen insbesondere die kaiserzeitlichen Verträge,
            wie ökonomische Regelungen eng mit strategischen und territorialen Fragestellungen
            verknüpft waren. Im Rahmen dieser Arbeit werden aber nicht nur materielle Abwägungen
            und Gewinne (wie etwa Tribute, Reparationen, Geiselstellungen) untersucht, sondern
            auch längerfristige Bindungen (zumindest als Intention) und Weichenstellungen. So
            lässt sich etwa der Versuch zur Neuschaffung bzw. Umgehung (bereits bestehender) ökonomischer
            Verhältnisse mittels einer intentionalen Gestaltung und Einflussnahme auf bestehende
            Handelsnetzwerke und Routen fassen.7 Diesem Handeln lagen vor allem wirtschaftliche Motive zugrunde, insbesondere der
            Ausbau des Einflusses auf Zölle und Transportkosten sowie eine erhöhte Unabhängigkeit
            von der innenpolitischen Stabilität der einzelnen Mitglieder des jeweiligen Handelsnetzwerks.
            Derartige langfristige Absichten und Regelungen waren situativ bedingt, weshalb diese
            auch von den unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen bzw. Ethnien und ökonomischen Verbindungen
            an den Limesgrenzen abhängig waren.8

         Das Ziel dieser Arbeit ist es vor dem Hintergrund der New Military History den Bereich
            ökonomischer Folgen in Bezug auf militärische Gewalt und deren Auswirkungen durch
            ausgeprägtere wirtschaftshistorische Fragestellungen zu transformieren und somit einen
            grundlegenden Beitrag für das Verständnis der römischen Außenwirtschaftspolitik der
            Kaiserzeit und Spätantike zu leisten.9 Um dies zu erreichen, wird bei der Analyse der einzelnen ökonomischen Klauseln in
            Friedensverträgen der Fokus zudem auf unterschiedliche Perspektiven gelenkt, die sich
            als politische, soziale, ökonomische und kulturelle Folgen der Kriegsführung beschreiben
            lassen. Dank dieses modernen Ansatzes ist es möglich, anders als dies bisher oftmals
            der Fall in der Militärgeschichte war, einen stärkeren Fokus auf die ökonomischen
            Auswirkungen antiker Kriegsführung zu legen.10 Im Rahmen der Analyse völkerrechtlicher Vertragswerke an der westlichen wie auch
            an der östlichen Limesgrenze legt die Untersuchung besonderes Gewicht auf die geografischen,
            ethnischen, kulturellen und ökonomischen Unterschiede der jeweiligen Vertragsparteien.
            Erst auf dieser Grundlage lassen sich umfassende Ergebnisse für die weitere Forschung
            zur antiken Wirtschafts- und Militärgeschichte gewinnen.11

         Die zentral zu beantwortende Forschungsfrage dieser Arbeit lautet: Lässt sich anhand
               der Überlieferung römischer Friedensverträge eine intentional verankerte römische
               Außenwirtschaftspolitik belegen?

         Zudem ist im Zusammenhang mit den vertraglichen Regelungen zu den einzelnen Grenzgebieten
            nach den Auswirkungen von An- und Umsiedlungen, Vertreibungen sowie Deportationen
            zu fragen, da diese bislang noch nicht systematisch untersucht worden sind.12 Folgende nachgelagerte Forschungsfrage ergibt sich deshalb: Lässt sich im Rahmen
            der Friedensverträge gesteuerte Migration als gezieltes Mittel römischer und gegnerischer
            Sicherheits- und Wirtschaftspolitik fassen?
         

         Folgende Arbeitshypothese, welche im Rahmen der Untersuchung belegt oder widerlegt
               werden soll, ergibt sich hieraus: Das Römische Reich hat gezielt wirtschaftspolitische
               Klauseln in außenpolitischen Friedensverträgen verankert, welche an den jeweiligen
               Vertragspartner und die realpolitische Situation angepasst waren.

         Einer der zentralen Hintergründe hierfür ist, dass zur Kaiserzeit und Spätantike im
            Sinne der Neuen Institutionenökonomik13 (NIÖ) ein ausdifferenziertes und komplexes Fernhandelssystem vorhanden war, welches
            immense Summen für den römischen Staatshaushalt generierte (Zölle sowohl in Form von
            Geld, aber auch Naturalien14), wodurch unter anderem Konsuminteressen der römischen Bevölkerung befriedigt wurden.
            Mittels dieser Form von politischer, gesellschaftlicher und herrschaftlicher Stabilitätsförderung
            verankerte sich das antike Handelssystem für alle teilhabenden Akteure in einem gewissen
            Ausmaß. Die NIÖ ermöglicht es in diesem Zusammenhang den antiken Fernhandel als ein
            ausdifferenziertes und regional übergreifendes Netzwerk zwischen einzelnen Parteien
            zu untersuchen.15 Dadurch wird es möglich, die antike (Außen-)Wirtschaft als eine eigenständige Potenz
            zu betrachten, welche Auswirkungen auf komplexe kulturelle, gesellschaftliche und
            rechtliche Verhältnisse und somit auch auf die historische und interdisziplinäre Altertumsanalyse
            hat.16

         Grundlegend hierfür ist die Funktion des Handels als Transmitter von Kultur und Informationen.
            Ein funktionierendes Handelssystem entlohnt daher alle Beteiligten nicht nur in ökonomischer
            Hinsicht, sondern auch auf anderen Ebenen, wodurch ein intrinsisches Interesse aller
            Akteure an der Aufrechterhaltung dieses Systems entsteht. Somit lässt sich bei der
            Untersuchung der Überlieferung einzelner Verträge weiterführend hinterfragen, ob es
            eigentlich nicht um die völlige Unterwerfung des Kontrahenten ging, sondern lediglich
            um eine neue Aushandlung des Einflusses auf spezielle Handelszentren bzw. Anteile
            am generierten Umsatz.17 Essenziell tritt dies vor allem bei den römisch-sasanidischen Verträgen hervor.18 Betrachtet man den antiken Fernhandel als einen ausdifferenzierten, überregionalen
            Markt, welcher bereits eine gewisse Form von Institutionalisierung aufgrund seines
            langen Bestehens besaß, so ist ebenfalls davon auszugehen, dass sich eine gewisse
            Form von Verlässlichkeit und Konstanz innerhalb des Handlungsrahmens der antiken Handelsakteure
            entwickelt hatte.19 Die Form und Grundlage der Konstanz können dabei Normen, aber auch Gesetze gebildet
            haben, welche mittels der NIÖ definierbar und greifbar gemacht werden können.20

         Als eine bedeutende Grundlage für die Aussagen in den zwei vorangegangenen Absätzen
            ist der sogenannte Muziris Papyrus anzusehen, welcher Informationen zum römischen Handelsschiff Hermapollon beinhaltet.21 Dieses kehrte beladen aus dem indischen Muziris zurück und musste insgesamt 2,3 Mio.
            HS an Importsteuer entrichten. Wenn auf Basis der Vorarbeit von Jördens von Importzöllen
            in Höhe von 25 % in Ägypten ausgegangen wird, dann hätten die generierten Zölle von
            allein 100 Handelsschiffen dieses Umfangs bereits 1/3 des jährlichen römischen Heereshaushaltes
            gedeckt.22 Neben diesen Anhaltspunkten gibt es zudem diverse Belege, welche auf ein weit vernetztes
            Handelsnetzwerk innerhalb der antiken Welt hinweisen, die in erster Linie auf sozialen
            Verbindungen beruhten. Für das Römische Reich waren hierfür vor allem die Palmyrener
            mit ihrer interkulturellen Identität von unschätzbarem Wert als Vermittler zwischen
            West und Ost.23 Bei den Parthern und später den Sasaniden ist hingegen davon auszugehen, dass diese
            Rolle unter anderem von den Sogdern übernommen wurde.24 Des Weiteren weist der Reichtum einzelner Arabarchen wie z. B. C. Iulius Alexander
            oder Alexander Lysimachus, welche in direkter Verbindung mit Zolltätigkeiten in Alexandria
            standen, auf einen immensen Umsatz hin.25

         In Verbindung mit dem Handel liefern darüber hinaus auch die Aufgabenbereiche der
            römischen comes commerciorum wichtige Informationen, da diese bei der Zoll- und Steuererhebung aktiv waren und
            somit das Fundament für die Funktionalität des fiskalischen Zugriffes Roms auf die
            Handelserträge boten.26 Insgesamt ergaben sich aus dem römischen Heereshaushalt, der Zahlung von Tributen,
            Begräbnissen von Kaisern, Schenkungen und Schuldenerlässen sicherlich hohe Ausgaben
            für den römischen Staat. Dennoch wurden diese Ausgaben offensichtlich von den Kaisern
            bewältigt. Woher stammten also die Summen bzw. ökonomischen Werte, mit denen der Staatshaushalt
            finanziert wurde? Eine mögliche Teilantwort ist bei den ökonomischen Erträgen des
            Fernhandels, welcher auf einem ausdifferenzierten System aus sozialen Akteuren beruhte,
            zu suchen.27 Auch wenn die Erträge des östlichen Fernhandels sich nicht quantitativ untersuchen
            und belegen lassen, so lässt sich im Rahmen dieser Untersuchung dennoch herausarbeiten,
            welche Bedeutung und Gewichtung die einzelnen Knotenpunkte und Verbindungen des antiken
            Fernhandels für das Römische Reich im Rahmen der antiken Friedensverträge besaßen.
         

         Selbstverständlich ist an dieser Stelle darauf hinzuweisen, dass nicht ausschließlich
            die Fernhandelsrouten für die Verankerung ökonomischer Klauseln in Friedensverträgen
            maßgeblich waren. Auch regionale Abmachungen und Anforderungen, etwa Regelungen zur
            Versorgung von Truppen mit Naturalien an den Grenzen oder die Gewährung von Handelsprivilegien
            für bestimmte Bevölkerungsgruppen jenseits des Römischen Reiches, konnten einen erheblichen
            ökonomischen Hintergrund besitzen. Diese und noch viele weitere Faktoren gilt es daher,
            bei der Untersuchung von ökonomischen Klauseln in römischen Friedensverträgen mit
            einzubeziehen. Um die Forschungsfrage zur römischen Außenwirtschaftspolitik in ihrem
            gesamten Umfang zu erfassen, ist es darüber hinaus unerlässlich, sämtliche Dimensionen
            möglicher handelspolitischer Maßnahmen zu berücksichtigen und den bisherigen Forschungsstand
            einzubeziehen. In diesem Zusammenhang können auch auf Informationsgewinnung und geostrategische
            Kontrolle ausgerichtete Regelungen als handelspolitische Klauseln fungieren, ebenso
            wie bewusst eingesetzte sicherheitspolitische Maßnahmen an den Grenzen. Hierfür ist
            eine präzise Definition von ökonomischer Politik und entsprechenden Klauseln erforderlich,
            da die Übergänge zur Machtpolitik oftmals fließend sind. Dabei ist zu beachten, dass
            ökonomische Klauseln nicht ausschließlich auf offensichtlich erkennbare und vordergründige
            Handelsbeziehungen beschränkt sind.
         

         Zu Beginn wird die Arbeit im Folgenden einen Definitionsrahmen für ökonomische Klauseln
            in römischen Friedensverträgen herleiten. Dabei ist es sowohl bei der Definition als
            auch in der anschließenden Analyse der Friedensverträge unerlässlich, die verschiedenen
            Dimensionen antiker Wirtschaftspolitik zu berücksichtigen. Dazu können auch infrastrukturelle
            und sicherheitspolitische Maßnahmen an den Grenzregionen gehören, welche über ihre
            militärische Bedeutung hinaus auch auf ökonomische Beweggründe schließen lassen.28 Vor allem für die östlichen Friedensverträge ist die Herausarbeitung der zentralen
            Handelsrouten von großem Mehrwert, insbesondere der Seidenstraße und des Indienhandels
            über das Rote Meer.29 Erst durch die Analyse eines ausdifferenzierten Handelsnetzwerks, das detaillierte
            Rückschlüsse auf ökonomische Interessen und Verbindungen an den jeweiligen Grenzen
            zulässt, lässt sich eine fundierte Definition ökonomischer Klauseln im Rahmen der
            Untersuchung der Friedensverträge anwenden. Um das antike Handelsnetzwerk und seine
            Bedeutung entscheidend in die wissenschaftliche Fragestellung zu implementieren, wird
            dieses mittels der NIÖ betrachtet, welche es ermöglicht, eine genauere Ausdifferenzierung
            des Handelsnetzwerkes vorzunehmen.30 Der größte Mehrwert liegt hierbei darin, die Theorie der ›embedded economy‹ zu hinterfragen,
            welche davon ausgeht, dass der wirtschaftliche Bereich in der Antike dem politischen
            und sozialen Bereich untergeordnet war.31 Mithilfe der NIÖ ist es folglich möglich, die antike Ökonomie als einen ausformulierten
            und ausdifferenzierten Bereich zu betrachten, welcher Auswirkungen auf die kulturellen,
            gesellschaftlichen und rechtlichen Entwicklungen sowie die Außenpolitik einzelner
            Akteure besaß.
         

         Ein übergeordnetes Modell zur Untersuchung von ökonomischen Klauseln in römischen
            Friedensverträgen erscheint dabei jedoch erst im Zuge einer detailgetreuen Analyse
            regional- und kulturell übergreifender Gebiete sinnvoll. Darüber hinaus ist es notwendig,
            die einzelnen ökonomischen Abmachungen und Klauseln der Verträge im Detail zu untersuchen
            und aus jedem Einzelbeispiel ein Mosaik der römischen Außenwirtschaftspolitik zu erstellen.
            Auf diese Weise lassen sich Grundannahmen, wie etwa die Zunahme von Globalisierungsphänomenen
            im ökonomischen Bereich während der Kaiserzeit, überprüfen und gegebenenfalls bestätigen
            oder widerlegen.32

         Nachdem ein Definitionsrahmen für die ökonomischen Klauseln entwickelt wurde, wird
            die Arbeit im Anschluss einen völkerrechtlichen Rahmen für römische Friedensverträge
            vom 2. bis 6. Jhd. n. Chr. herleiten. Um den rechtlichen Wandel über die Zeit hinweg
            sowie die geopolitischen und kulturellen Unterschiede der einzelnen Vertragspartner
            angemessen berücksichtigen zu können, erfolgt dies auf Basis einer detaillierten völkerrechtlichen
            Analyse und einer klaren Definition der völkerrechtlichen Akteure.33

         Gerade in Bezug auf die unterschiedlichen Kontrahenten an den jeweiligen Limesgrenzen
            ergeben sich hierbei diverse Probleme. So unterscheiden sich die Sasaniden ab dem
            3. Jhd. n. Chr. in ihrer ›staatsrechtlichen‹ Beschaffenheit grundlegend von den zersplitterten
            germanischen Stämmen im Westen. Hierin liegt aber gerade einer der zentralen Erkenntnishorizonte
            dieser Arbeit, nämlich die Herausarbeitung einer intentional und distinktiv gestalteten
            römischen Außenwirtschaftspolitik, welche letztendlich angepasst an den Vertragspartner
            im Sinne der römischen Interessen ausgeführt wurde. Foedera sind in diesem Zusammenhang als eine Grundlage für die intergesellschaftliche Kommunikation
            und die Kanalisierung von Kontakten zwischen unterschiedlichen Gesellschaften zu verstehen,
            da sie auf einer vertraglich festgelegten, ritualisierten Ebene überstaatlich anerkannt
            wurden. Dabei gilt es insbesondere zu klären, in welchem Maße das römische Völkerrecht
            im Verlauf der behandelten Jahrhunderte Veränderungen unterlag. Jeder Einzelfall muss
            detailliert untersucht werden, um ein möglichst präzises Bild der jeweiligen Umstände
            zu erhalten. Dies ist besonders relevant, da das antike Völkerrecht nicht über die
            dogmatische Durchdringung und normative Systematik verfügte, die etwa die moderne
            deutsche Rechtsordnung auszeichnet. Vielmehr war es stets an die konkreten Gegebenheiten
            des jeweiligen Einzelfalls gebunden, wobei gesellschaftliche, kulturelle und realpolitische
            Machtfaktoren eine wesentlich größere Rolle spielten.34 Eine klare Unterscheidung von Form und Funktion ist dabei essenziell.35 Folglich gilt es zu analysieren, auf welche Weise Vertragstypen festgelegt wurden
            und welche Aufgaben sie tatsächlich erfüllten.
         

         Nachdem eine völkerrechtlich sinnvolle Definition römischer Friedensverträge entwickelt
            wurde, wird anschließend der Begriff der Außenpolitik in Bezug auf die Antike, insbesondere
            auf das Römische Reich, definiert. Im Zuge dessen werden darüber hinaus spezielle
            Begrifflichkeiten, welche von Bedeutung für die antike Außenwirtschaftspolitik waren,
            genauer in Zusammenhang mit dem Begriff der Außenpolitik gesetzt. In den folgenden
            Gliederungspunkten der Arbeit werden, noch vor der Analyse der einzelnen Friedensverträge,
            auf einer übergeordneten Ebene die römischen Außenwirtschaftsbeziehungen an den jeweiligen
            Limesgrenzen sowie die kulturellen und geopolitischen Unterschiede dieser Grenzregionen
            im Kontext der römischen Außenpolitik herausgearbeitet.36

         Durch die anschließende systematische Untersuchung römischer völkerrechtlicher Vertragswerke
            der Kaiserzeit und Spätantike an verschiedenen Limesgrenzen wird eine Struktur der
            römischen Außenwirtschaftspolitik in Abhängigkeit von den jeweiligen Verhandlungspartnern
            erarbeitet. Dabei ist neben dem regionalen Grenzhandel und den ökonomischen Vereinbarungen
            vor allem auch der antike Fernhandel zu betrachten. So lässt sich beispielsweise belegen,
            dass es im Osten Ägyptens ausgeprägte Handelskontrollen zur Gewährleistung der Sicherheit
            und zur Erhebung von Zöllen gab.37 Ebenso lässt sich aus den Quellen ableiten, dass handelspolitische Maßnahmen an den
            Limites gezielt zur Steuerung der Machtverhältnisse eingesetzt wurden.38

         Aufgrund der Heterogenität der Kontrahenten an den unterschiedlichen Grenzen ist es
            nicht möglich, eine einheitliche Schablone auf die Vertragswerke und die darin verankerten
            Interessen der vier behandelten Jahrhunderte anzuwenden. Vielmehr müssen die spezifischen
            Parameter und Umstände jedes einzelnen Vertragswerks detailliert untersucht und in
            die Analyse einbezogen werden. Zudem ist zu beachten, dass Vertragswerke nicht die
            einzigen Folgen von Auseinandersetzungen in der Römischen Kaiserzeit waren. Die während
            der Antike übliche schrankenlose Kriegführung, bei der die gesamte Zivilbevölkerung
            mit einbezogen wurde,39 hatte oftmals Flucht, Vertreibung und Deportation zur Folge, woraus sich diverse
            ökonomische Begleitphänomene ergaben.40

         Aus diesem Grund wird ein weiterführender Teil der Untersuchung ökonomischer Klauseln
            sich auch mit der Betrachtung von Migration und Deportation im Zusammenhang mit einer
            intentionalen Wirtschaftspolitik auseinandersetzen. Eine Deportation ist dabei als
            eine innerstaatliche oder von außen aufgezwungene Zwangsmigration bzw. Zwangsumsiedlung
            zu verstehen. Nach der Vertreibung aus der Heimat wird diese oftmals durch Festlegung
            eines neuen Siedlungsortes abgeschlossen41 und ist durchaus nicht selten auch mit wirtschaftlichen Interessen verbunden.42

         Bevor die Untersuchung im Rahmen eines Fazits abgeschlossen wird, wird nach der Analyse
            der einzelnen Friedensverträge abschließend noch genauer mit Hilfe von Sonderpunkten
            auf die römisch-hunnischen Verträge sowie die Bedeutung von Grenzbevölkerungen in
            Bezug auf den antiken Fernhandel eingegangen, um einzelne Argumentationsstrukturen
            der Arbeit noch weiter zu unterstreichen.43

         Im folgenden Gliederungspunkt wird mit der Definition von ökonomischen Klauseln in
            römischen Friedensverträgen begonnen. Allerdings gilt es zuvor noch darauf hinzuweisen,
            dass eine Untersuchung der römischen Friedensverträge zwischen dem 2. und 6. Jhd.
            n. Chr. auch auf den staatlichen Wandel des Römischen Reiches einzugehen hat. Faktisch
            bestand ab dem Jahr 395 n. Chr. eine Zweiteilung des Reiches in das Weströmische und
            Oströmische Reich. Da der Westen jedoch nach dem Tod von Kaiser Honorius durch innere
            Zwistigkeiten und Machtinteressen einzelner Individuen zunehmend an seiner außenpolitischen
            Autonomie einbüßte, wird ab dem 5. Jhd. n. Chr. überwiegend die Außenpolitik des Oströmischen
            Reiches untersucht werden.44 Des Weiteren sind Friedensverträge oder Abmachungen, welche im Zuge innenpolitischer
            Probleme und Auseinandersetzungen entstanden, nicht Teil dieser Untersuchung, da sich
            mithilfe einer Analyse der Verträge keine Rückschlüsse auf eine römische Außenwirtschaftspolitik
            mit externen Parteien treffen lassen.45 Da die Unterscheidung zwischen innen- und außenpolitischen Auseinandersetzungen gegen
            Ende des 4. und im 5. Jhd. n. Chr., insbesondere für das Weströmische Reich, jedoch
            zunehmend unklar wird, behandelt ein gesonderter Gliederungspunkt dennoch die sogenannten
            Ansiedlungsverträge sowie die Verträge mit den Vandalen.46

         Darüber hinaus ist darauf hinzuweisen, dass es im untersuchten Zeitraum deutlich mehr
            römische Friedensverträge gab, als im Rahmen dieser Arbeit behandelt werden. Allerdings
            liefern die Quellen zu den einzelnen foedera nicht immer ausreichend Informationen, um die darin verankerten Klauseln vollständig
            zu rekonstruieren.47 Hinzu kommt, dass nur Verträge, bei denen sich ökonomische Klauseln belegen lassen,
            relevant für die hier vorliegende Untersuchung sind. Aus diesem Grund werden im Rahmen
            dieser Forschungsarbeit nur römische Friedensverträge mit externen Parteien analysiert,
            bei denen sich einzelne ökonomische Klauseln rekonstruieren lassen. Bevor jedoch die
            eigentliche Analyse der Friedensverträge erfolgt, wird im folgenden Gliederungspunkt
            ein Definitionsrahmen für ökonomische Klauseln in römischen Friedensverträgen entwickelt.
         

      
   
      
            2.Der Versuch einer Definition für ökonomische Klauseln in römischen Friedensverträgen
                  der Kaiserzeit und Spätantike

         

         Eine ökonomische Klausel sei im Rahmen der vorliegenden Ausarbeitung als eine Vertragsbestimmung
            definiert, welche eine direkte oder eine indirekte wirtschaftliche Dimension besitzt.
            Weiterführend muss dahingehend geklärt werden, ob diese intentional verankert wurde.48 Bei den Klauseln kann es sich entweder vordergründig um eine direkte Zahlung oder
            Reparationen handeln, aber genauso auch nur um eine erweiterte Kontrolle über ein
            Einflussgebiet. Dazu kommen noch Klauseln, welche in erster Linie einen anderen Zweck
            erfüllten, aber hintergründig durchaus auch eine wirtschaftliche Bedeutung besaßen.
            Das Ziel dieses Gliederungspunktes ist es, die unterschiedlichen Formen und Distinktionen
            von ökonomischen Klauseln zu definieren und zuzuweisen. Erst mithilfe einer genauen
            Kategorisierung lässt sich ein Grundmuster der römischen Außenpolitik entwerfen und
            aufzeigen, wie sich dieses im Laufe der Zeit verändert hat, verschwunden ist oder
            weitgehend gleich geblieben ist.
         

         Dabei muss stets berücksichtigt werden, dass ein moderner Wirtschaftsbegriff oder
            unser heutiges Wirtschaftsverständnis nicht ohne Weiteres auf die Antike übertragen
            werden kann. Es gilt, zwischen unserer kapitalistisch geprägten Welt und der antiken
            Wirtschaftswelt, die nicht primär auf Ertragsmaximierung ausgerichtet war, zu unterscheiden.49 Dennoch lohnt eine detaillierte Betrachtung, um sowohl Parallelen als auch Unterschiede
            nachweisen zu können. Zahlreiche Hinweise deuten auf ein ausgeprägtes Wirtschaftsbewusstsein
            in der Antike hin, zugleich existierten jedoch auch gegensätzliche Ansätze.50 Neben der gezielten Analyse von Unterschieden und Gemeinsamkeiten zwischen antiker
            und moderner Wirtschaft ist es besonders wichtig, unser heutiges Verständnis von Ökonomie,
            Produktivität und der modernen kapitalistischen Wirtschaftsordnung nicht auf die antike
            Wirtschaft zu übertragen. Eine Untersuchung, die diese Perspektive nicht berücksichtigt,
            kann bereits »a priori« keine langfristig belastbaren Ergebnisse liefern.51 Hierzu gehören auch Annahmen, die die kapitalistische Entwicklung in der menschlichen
            DNA verorten und diese gleichsam zu einer ›self-fullfilling prophecy‹ zu machen.52

         Inwiefern sich eine vertragliche Klausel als ökonomisch charakterisieren lässt, hängt
            nicht allein von der Definition ab. Ebenso unerlässlich ist die Identifikation der
            kaiserzeitlichen Wirtschaftsströme und -verbindungen sowie die Einordnung ihrer Auswirkungen
            auf das Reich. So gewinnt beispielsweise der Zugang zum Kaspischen Meer erst im Zusammenhang
            mit der Seidenstraße und dem östlichen Fernhandel eine deutlich ausgeprägtere ökonomische
            Dimension, wenn berücksichtigt wird, dass auf diese Weise sasanidische Zölle und Exporte
            umgangen werden konnten.53 Gleichsam gilt dies für den germanischen Norden, welcher nicht einheitlich als Germanien
            betrachtet werden darf, sondern vielmehr – um der heterogenen gesellschaftlichen,
            aber auch wirtschaftlichen Landschaft gerecht zu werden – im Einzelfall anhand der
            agierenden Herrschaftsgruppen betrachtet werden muss.54 Aus diesem Grund wird im Rahmen der Untersuchung eine grundlegende Skizze der zentralen
            römischen Wirtschaftsverbindungen jenseits der Grenzen des Reiches geschaffen. Erst
            mithilfe dieser bedeutsamen Verbindungen und eines zumindest in Grundzügen herausgearbeiteten
            Umfanges lassen sich die ökonomischen Klauseln innerhalb der völkerrechtlichen Analyse
            vollständig identifizieren.
         

         Im Rahmen dieser Arbeit wird für die Definition ökonomischer Klauseln in Friedensverträgen
            eine grundlegende Unterteilung in direkte und indirekte Klauseln vorgenommen. Die
            indirekten Klauseln werden dabei zusätzlich in intentional und nicht-intentional differenziert:
         

         
            	
               Direkte wirtschaftliche Klauseln umfassen Zahlungen in Geld, Naturalien oder anderen
                  Gütern. Dabei muss ein vordergründiges wirtschaftliches Interesse erkennbar sein,
                  und die Klausel muss eine deutlich nachvollziehbare wirtschaftliche Dimension aufweisen.55

            

            	
               Indirekte wirtschaftliche Klauseln beziehen sich auf ökonomische Werte, die nicht
                  unmittelbar, sondern mittelbar über geostrategische Kontrolle, sicherheitspolitische
                  Maßnahmen oder politischen Einfluss auf wirtschaftlich relevante Einrichtungen, Regionen
                  oder Netzwerke wirken. Hierzu zählen beispielsweise die Möglichkeit zur Einflussnahme
                  auf Handelsströme, Zollerhebungen oder Erträge aus natürlichen Ressourcen sowie der
                  faktische Zugang zu Rohstoffen oder wirtschaftlich bedeutender Infrastruktur. Es handelt
                  sich demnach um Klauseln, deren ökonomische Wirkung indirekt erfolgt. Die Intentionalität
                  solcher Klauseln ergibt sich aus ihrer Bedeutung im Kontext überregionaler Handelsnetzwerke,
                  wirtschaftlicher Interessen sowie potenziell quantifizierbarer Auswirkungen auf Ertragsstrukturen.
                  Indirekte wirtschaftliche Klauseln können darüber hinaus auch Merkmale direkter ökonomischer
                  Regelungen aufweisen, sodass in der Praxis häufig Mischformen zu beobachten sind.
               

            

            	
               Indirekte wirtschaftliche Klauseln, deren Intentionalität nicht nachweisbar ist oder
                  die nicht bewusst wirtschaftlich verankert wurden, umfassen Vertragsinhalte, die ursprünglich
                  aus anderen Gründen festgesetzt wurden, dennoch aber eine nicht zu unterschätzende
                  ökonomische Dimension besitzen.56 Eng damit verbunden sind häufig Zwangsmigrationen von Menschen, die für die betroffenen
                  Reiche eine erhebliche wirtschaftliche Bedeutung hatten.57 Die ökonomische Bedeutung der betreffenden Bevölkerungsgruppen ergab sich etwa aus
                  Steuerleistungen, spezifischen Kompetenzen oder schlichtweg aus der sogenannten ›Human
                  Manpower‹. An dieser Stelle sollte der Blick jedoch einen Schritt weitergeführt werden,
                  um zu untersuchen, welche abstrakten wirtschaftlichen Werte Menschen in der Antike
                  verkörpern konnten. So ist in einer ›face to face‹-Gesellschaft die Bedeutung von
                  interkulturellen Kontakten und Netzwerken keinesfalls in ihrer ökonomischen Dimension
                  zu unterschätzen.58 Menschliche Umsiedlungen konnten, abhängig von der Bedeutung und den Verbindungen
                  der betroffenen Personen, entscheidenden Zugang zu Handelsnetzwerken und Informationen
                  verschaffen – Faktoren von zentralem Interesse für die staatlichen Akteure.
               

            

         

         Diesbezüglich sei ein Beispiel für die Komplexität der Zuordnung der einzelnen Kategorien
            ökonomischer Klauseln geliefert: In diesem Zusammenhang gilt es, die Übergabe der
            Städte Nisibis und Singara ohne Bürger (sine incolis) an die Sasaniden im Frieden von 363 n. Chr. zwischen Jovian und Shapur II. auf ihre
            ökonomischen Dimensionen im Hinblick auf (Zwangs-)Migration genauer zu hinterfragen.59 Die Eroberung geostrategisch wichtiger Städte bedeutete nämlich oftmals auch die
            Übernahme und Instrumentalisierung der ansässigen Bevölkerung in den eigenen Herrschaftsbereich.
            Aus diesem Grund verwundert es nicht, dass dem Auszug aus Nisibis eine derart hohe
            Bedeutung schon in der Antike beigemessen wurde.60 Nisibis agierte als eine Zollstation zwischen dem Römischen- und dem Sasanidischen
            Reich.61 Die Stadt war sehr versiert im Handel und erfüllte eine grundlegende Rolle in der
            Annahme und Distribution östlicher Handelsgüter für das Römische Reich. Folglich gilt
            es zu prüfen, ob in dem Abzug der Bevölkerung nicht auch tiefergehende römische Wirtschaftsinteressen
            zu verorten sind, welche weiterführten als der Versuch, lediglich schlichte Steuererträge
            zu sichern. Vielmehr ist anzunehmen, dass die ansässige Bevölkerung über bedeutende
            soziale und wirtschaftliche Kontakte sowie Kompetenzen im östlichen Fernhandel verfügte
            und deshalb für die römische Außenwirtschaft von zentraler Bedeutung war. Das Beispiel
            verdeutlicht, dass einzelne ökonomische Vertragsklauseln sich nicht immer eindeutig
            einem der zuvor genannten Definitionstypen zuordnen lassen, sondern gleichzeitig Merkmale
            aller drei oder zumindest zweier Typen aufweisen können. Gerade in Bezug auf diese
            Problematik ist es im Rahmen der Untersuchung erforderlich, die einzelnen Klauseln
            der römischen Friedensverträge detailliert zu analysieren, um eine präzise Zuordnung
            der Bestandteile der jeweiligen Vertragsbestimmungen zu ermöglichen.
         

         Um in diesem Zusammenhang die Genese, Form und Bedeutung einer römischen Außenwirtschaftspolitik
            herausarbeiten zu können, wird darüber hinaus bewusst der Blick auf den heterogenen
            Westen und den ›staatlich‹ homogeneren Osten des Römischen Reiches geworfen. Gerade
            in diesen zentralen Unterschieden und den an die einzelnen Vertragspartner angepassten
            Klauseln lässt sich nach Ansicht des Autors eine distinktive und unterschiedlich verwurzelte
            Wirtschaftspolitik des Römischen Reiches nachweisen, welche letztendlich dabei helfen
            kann, genauere Umrisse über den Umfang, aber auch die Bedeutung der antiken Wirtschaftspolitik
            zu beleuchten. Im Rahmen der Diskussion zwischen Primitivisten und Modernisten zur
            römischen Wirtschaft wird auf diese Weise eine sinnvolle Einordnung der römischen
            Außenpolitik erfolgen, um letztlich zu klären, ob ein ausgeprägtes ökonomisches Bewusstsein
            bestand, das sowohl politisch als auch militärisch gegenüber anderen Parteien umgesetzt
            wurde. Diesbezüglich ist speziell Martin Frederiksens Zitat bezeichnend für die Schwierigkeit
            einer genauen Einordnung der Antiken Wirtschaft und den Fernhandelsaktivitäten als
            deren Teil:
         

         
            »Somewhere between the theoretical extremes, between the static traditional economy
               and the perfectly fluid market economy, all periods of history lie; and the problem
               about ancient societies is to measure and plot the economic relations and behaviour
               they contained as well as we can, and then locate them in the scale.«62

         

         Bei der Untersuchung der antiken Wirtschaftswelt hat uns die bisherige Forschungsgeschichte
            gelehrt, dass ein Schwarz-Weiß-Denken im Sinne des Primitivismus oder Modernismus
            der Realität der römischen Wirtschaft nicht gerecht wird.63 Es ist daher unverzichtbar für eine fruchtbare Analyse, zu akzeptieren, dass in der
            römischen Wirtschaftswelt aus heutiger Sicht primitive, aber auch moderne Bereiche
            gleichzeitig nebeneinander existierten. Eine simple Kritik an Finleys ›Cambridge Orthodoxy‹
            würde daher den Sinn dieser Arbeit verfehlen.64 Für moderne Nationalstaaten und insbesondere in der aktuellen globalen Wirtschaftslage
            zählt eine wirtschaftsorientierte Außenpolitik zu den zentralen Interessenvertretungen.
            Dem Spektrum der möglichen Einflussnahme sind dabei meist keine Grenzen gesetzt. Aus
            diesem Grund ist es unerlässlich, die verschiedenen Dimensionen einer dezidierten
            Wirtschaftspolitik der Antike zu beleuchten. Dazu können auch infrastrukturelle und
            sicherheitspolitische Maßnahmen an den Grenzregionen gehören, welche über ihre militärische
            Bedeutung hinaus auch auf ökonomische Beweggründe schließen lassen.65 Die zentral zu beachtenden Handelsrouten in Bezug auf die westliche und östliche
            Limesgrenze sind hierbei die Seidenstraße, der Indienhandel über das Rote Meer und
            vor allem auch der grenznahe Handel an der Donau und dem Rhein.66 Für die Untersuchung der ökonomischen Klauseln in Römischen Friedensverträgen gilt
            es daher, im direkten Zusammenhang eine genaue Detailanalyse der zugrunde liegenden
            Handelsverbindungen sowie der rahmengebenden realpolitischen Umstände zu leisten.
            Darüber hinaus müssen die einzelnen Friedensverträge in den entsprechenden zeitlichen
            und juristischen Kontext eingefügt werden. Erst dann kann mithilfe der in dieser Arbeit
            geschaffenen Definition und Kategorisierung einzelner ökonomischer Klauseln zielführend
            gearbeitet werden und können entsprechende Rückschlüsse und Schlussfolgerungen gezogen
            werden.
         

         Im folgenden Gliederungspunkt wird eine völkerrechtliche Definition von Friedensverträgen
            während der Römischen Kaiserzeit vorgenommen.
         

      
   
      
            3.Zur völkerrechtlichen Definition von Friedensverträgen während der Römischen Kaiserzeit
                  und Spätantike 

         

         Neben einer Definition und Kategorisierung des Begriffs der ökonomischen Klauseln
            in römischen Friedensverträgen gilt es, einen fundierten Definitionsrahmen für völkerrechtliche
            Vertragswerke der Römischen Kaiserzeit zu schaffen. Erst dann kann überhaupt entschieden
            werden, welche Abkommen völkerrechtliche Verträge waren und somit Teil dieser Untersuchung
            sein sollen.
         

         Insbesondere um die zuvor aufgeworfene Frage zu klären, ob es eine individuell angepasste
            und zielgerichtete Außenwirtschaftspolitik des Römischen Reiches jenseits der Limesgrenzen
            gab, ist eine Analyse der römischen Friedensverträge mit externen Kontrahenten unerlässlich.
            Die Bedeutung der Friedensverträge kann in diesem Zusammenhang daher nicht überschätzt
            werden, da wir es hier mit völkerrechtlich verankerten ›interstaatlichen‹ Übereinkünften
            zu tun haben, welche – zumindest innerhalb eines gewissen zeitlichen Rahmens – Gültigkeit
            für sich beanspruchten.67 Hieraus lassen sich folglich Bedeutung, Auswirkungen, aber auch Interessen der teilhabenden
            Antagonisten erkennen. Wenn im Rahmen eines Friedensvertrages ökonomische Klauseln
            festgelegt wurden, dann ist anhand dieser deutlich ersichtlich, welche Wertigkeit
            die jeweiligen Staaten den einzelnen Bedingungen beimaßen. Anders als bei einem allgemeinen
            Überblick über die Wirtschaftsbeziehungen der einzelnen Vertragspartner erlangen wir
            auf diese Art und Weise die Möglichkeit, eine gewisse Wertigkeit der Klauseln herauszuarbeiten
            sowie dank des zeitlichen Horizontes auch eine Entwicklung oder gar ein Verschwinden
            einer zielgerichteten Außenwirtschaftspolitik zu verorten. Das zentrale Problem dieser
            Untersuchung ist jedoch die Überlieferung der Friedensverträge, welche uns meist lediglich
            innerhalb der literarischen Geschichtsschreibung belegt sind.68 Aufgrund dieses Umstandes ist es oftmals auch nicht möglich, falls ein Vertrag als
            foedus identifiziert werden kann, diesen genauer zu kategorisieren, beispielsweise als aequum foedus oder sociale foedus.69 Zwar gab es ausformulierte Friedensverträge auf Bronzetafeln in der Antike, allerdings
            haben diese Brände nicht überlebt und galten in späterer Zeit als wertvolles Rohmaterial.70 Auch Kopien auf Wachstafeln oder Papyri haben den Wandel der Zeit nicht überlebt,
            weshalb wir auf die literarische Geschichtsschreibung und deren Überlieferung zurückgreifen
            müssen.71 Diese kann jedoch oftmals nur Hinweise zu einzelnen Verträgen geben, weshalb es unerlässlich
            ist, sie fortwährend kritisch zu hinterfragen. Die entscheidende Frage in Bezug auf
            diese Problematik ist jedoch, wie sich ein völkerrechtlicher Friedensvertrag für die
            Römische Kaiserzeit und Spätantike definieren lässt?
         

         Fakt ist, dass sich sowohl die Funktion als auch die Form eines foedus innerhalb der Kaiserzeit in einem starken Wandel befand.72 Dies gilt im Allgemeinen für das ius gentium in der Antike. So kann nicht pauschal eine deditio des 1. Jhd. n. Chr. mit einer deditio des 5. Jhd. n. Chr. verglichen werden. Daher ist es wichtig, entsprechend unseren
            völkerrechtlichen Kenntnissen mit einem ausgeprägten Fokus und Verständnis an die
            jeweiligen Erzeugnisse ihrer Zeit heranzutreten. Dank der unverzichtbaren Grundlagenarbeit
            zahlreicher Kollegen ist inzwischen davon auszugehen, dass ein modernes dogmatisches
            Rechtsverständnis, wie es beispielsweise der modernen deutschen Rechtsordnung zugrunde
            liegt, mit der Realität der Antike nicht vereinbar ist.73 Deshalb wird der Autor der hier vorliegenden Arbeit jeden der behandelten Friedensverträge
            im Detail untersuchen und letztendlich abwägen, wieso es sich hierbei um einen ausdifferenzierten
            Friedensvertrag oder eben nur um einen Waffenstillstand oder ein loses Übereinkommen
            handelte. Dabei wird des Öfteren mit entsprechender Kritik von außerhalb zu rechnen
            sein, allerdings wird sich diese aufgrund der mangelnden Quellenlage nicht zur Gänze
            verhindern lassen. Letztendlich wird das Ziel verfolgt, ein möglichst an die Entwicklung
            der etwaigen Zeit gekoppeltes Verständnis einer völkerrechtlichen Vertragsgebung zu
            schaffen und auf diese Art und Weise zumindest in Grundzügen einen beschreitbaren
            Pfad auszuleuchten.74

         Grundlegend für die Untersuchung des Forschungsgegenstandes ist es, vorab einen Definitionsrahmen
            für das antike Völkerrecht im Zeitraum des 2. bis 6. Jhd. n. Chr. zu entwerfen. Um
            den entsprechenden rechtlichen Wandel, aber auch die jeweiligen geopolitischen und
            kulturellen Unterschiede zwischen den einzelnen Vertragspartnern sinngerecht herausarbeiten
            zu können, soll mithilfe einer genauen völkerrechtlichen Analyse gearbeitet werden.
            Durch die Auswertung entsprechender Arbeiten zu diesem Thema wird daher jeweils für
            jeden Einzelfall der jeweiligen Verträge ein schlüssiges Rahmenkonstrukt zur Definition
            von Friedensverträgen und deren Ausformulierung geschaffen.
         

         Gerade in Bezug auf die unterschiedlichen Kontrahenten an den jeweiligen Limesgrenzen
            ergeben sich hierbei diverse Probleme. So unterscheiden sich die Sasaniden ab dem
            3. Jhd. n. Chr. in ihrer ›staatsrechtlichen‹ Beschaffenheit grundlegend von den zersplitterten
            germanischen Stämmen im Westen. Hierin liegt aber gerade einer der zentralen Erkenntnishorizonte
            dieser Arbeit, nämlich die Herausarbeitung einer intentional und distinktiv gestalteten
            römischen Außenwirtschaftspolitik, welche letztendlich angepasst an den Vertragspartner
            im Sinne der römischen Interessen ausgeführt wurde. Foedera sind dabei als eine Grundlage für die intergesellschaftliche Kommunikation und Kanalisierung
            der Kontakte zwischen unterschiedlichen Kulturen und Gesellschaften zu betrachten,
            welche basierend auf einer vertraglich festgelegten ritualisierten Ebene ›überstaatlich‹
            anerkannt wurden. Dabei ist jedoch stets zu beachten, dass die Anerkennung und Einhaltung
            der Klauseln je nach Vertragspartner stark variierten. In Bezug auf die Gewichtung
            und Verlässlichkeit der Abmachungen konnten sich Normen entwickeln, welche letztendlich
            zu einem Ausbau und einer Institutionalisierung der zwischenstaatlichen Kontakte führten.75

         Zuallererst einmal gilt es festzuhalten, dass es im römischen Völkerrecht durchaus
            gewisse Normen gab.76 Durch vertragliche Regelungen im interstaatlichen Verkehr konnte zumindest in gewissem
            Umfang Verlässlichkeit und Verbindlichkeit hinsichtlich einzelner Bestimmungen geschaffen
            werden. In diesem Zusammenhang verweisen insbesondere die grundlegende Entwicklung
            sowie der Ausbau des römischen Völkerrechts im Verhältnis zu den Sasaniden zwischen
            dem 3. und dem 7. Jhd. n. Chr. auf derartige Prozesse. Um diese Entwicklungen jedoch
            sinngerecht in die Analyse dieser Arbeit einbeziehen zu können, ist zunächst zu klären,
            worin sich die zentralen Begriffe des foedus und der deditio unterscheiden und ob sich deren begriffliche wie inhaltliche Bedeutung im Verlauf
            des untersuchten Zeitraums verändert hat. Nörr argumentiert in diesem Zusammenhang
            anschaulich, dass lediglich ein foedus als völkerrechtlicher Vertrag betrachtet werden kann, da es bei einer deditio zum Erlöschen der staatlichen Souveränität des Kontrahenten kam.77 Allerdings haben wir es hier bereits mit einem der ersten zentralen Probleme unserer
            Untersuchung zu tun, da sich die Form und Umsetzung der deditio im Laufe der sechs Jahrhunderte nach Christus in einem starken Wandel befanden.78 Die Gotenverträge des 4. Jhd. n. Chr. sind uns als deditiones überliefert, allerdings ist es ebenso nachweisbar, dass die Goten als eine autonome
            Gruppe innerhalb des Weströmischen Reiches angesiedelt wurden und sogar ihre eigene
            Verwaltung beibehielten. Anhand dieses Beispiels sollte leicht ersichtlich sein, dass
            eine deditio im 2. Jhd. v. Chr. das Zustandekommen eines völkerrechtlichen Vertrages unmöglich
            machte, im 4. Jhd. n. Chr. jedoch nicht als Ausschlusskriterium für die Festsetzung
            eines foedus zwischen beiden Parteien in der Folgezeit galt.79 Zentral ist es hierbei zwischen Form und Funktion der deditio zu unterscheiden.80 Die Form der deditio unterlag einem stetigen Wandel, allerdings kann sich ihre Funktion deshalb trotzdem
            erhalten haben. Es ist daher zu klären, ob sich durch die förmliche Unterwerfung der
            Kontrahenten gegenüber Rom zwar Rechte und konkrete Ausgestaltungen wandelten, die
            deditio jedoch über die Jahrhunderte hinweg ihren rechtlichen wie realpolitischen
            Erwartungshorizont erfüllte, nämlich die Inkorporation der Unterlegenen in den römischen
            Staatsapparat. Die zentrale Problematik in diesem Zusammenhang ist allerdings, dass
            oftmals genaue Quellen und Informationen zur detailgetreuen Identifikation der einzelnen
            Vertragswerke fehlen.81 Weiterführend ist für die Untersuchung der römischen Friedensverträge und deren ökonomischer
            Klauseln zu hinterfragen, ob nicht auch eine Dedition eine ökonomische Dimension besessen
            haben konnte. So kann argumentiert werden, dass durch den gezielten Verzicht einer
            Zerstörung des Kontrahenten auch wirtschaftliche Interessen Roms entsprochen wurde,
            indem man z. B. die wirtschaftlichen Kapazitäten und Güter des Gemeinwesens erhielt
            und Zugriff darauf sicherte.
         

         Da sich völkerrechtliche Friedensverträge insbesondere im Osten gegenüber den Persern
            leichter identifizieren lassen, da sie einen offiziellen Charakter besaßen und Rom
            mit den Arsakiden bzw. Sasaniden über einen zentralen Verhandlungspartner verfügte,
            bedarf es insbesondere für die nordwestliche Grenze des Römischen Reiches einer differenzierten
            Lösungsfindung. Im Zentrum soll hierbei der direkte Kontakt zu etwaigen Anführern
            der Germanen stehen.82 Zudem muss es sich um eine klar abgrenzbare eigenständige Gruppe handeln. Dabei muss
            dennoch dem wandelbaren Charakter der germanischen Herrschaftsgefüge Folge getragen
            werden, da einzelne Gruppierungen nicht als ethnische Bevölkerungsgruppe, sondern
            lediglich als Gefolgschaft einzelner Führer identifiziert werden können.83 Des Weiteren ist im Hinblick auf die germanischen Vertragspartner eine differenzierte
            Unterscheidung zwischen neu formierten Verbänden und komplexen Stammesgesellschaften
            vorzunehmen, die bereits über längere Zeit diplomatische Kontakte mit Rom unterhielten.84 Die Beziehungen zu etablierten Stämmen konnten auf eine längere Phase intensiven
            Austauschs zurückblicken, die naturgemäß zu veränderten Erwartungshaltungen und Verhaltensweisen
            auf beiden Seiten geführt hatte.85

         Um die definitorischen Grundlagen für römischen Friedensverträge genauer auszuleuchten,
            soll im Folgenden auf die Definition Preisers eines völkerrechtlichen Vertrages der
            Antike eingegangen werden:
         

         
            »Von einer völkerrechtlichen Ordnung sprechen wir dann, wenn unabhängige, in kulturellen,
               wirtschaftlichen und politischen Beziehungen stehende Staaten sich gegenseitig als
               autonome Rechtssubjekte gleichen Ranges anerkennen und bei Abschluß und Ausführung
               ihrer zwischenstaatlichen Abreden wie auch bei der Befolgung des im Staatenverkehr
               Üblichen von der Vorstellung bestimmt sind, sie seien zur Einhaltung des Vereinbarten
               oder stillschweigenden Geltenden auch rechtlich verpflichtet und diese Verpflichtung
               sei unabänderlich.«86

         

         Insbesondere in Bezug auf den Passus des ›gleichen Ranges‹ lässt sich argumentieren,
            dass römisch-germanische Übereinkünfte daher nicht als völkerrechtliche Verträge betrachtet
            werden können. Der Autor der vorliegenden Untersuchung argumentiert hingegen, dass
            jede interstaatliche oder intergesellschaftliche Übereinkunft, bei der beide Parteien
            sich zur Einhaltung der Klauseln verpflichtet fühlten, als völkerrechtlicher Vertrag
            zu betrachten sei – unabhängig von der wechselseitigen Anerkennung ihres Rangstatus.
            Andersfalls muss nämlich davon ausgegangen werden, dass Rom lediglich mit den Parthern
            und Sasaniden völkerrechtliche Friedensverträge abgeschlossen hat. Entsprechend der
            Meinung von Baldus lässt sich darüber hinaus argumentieren, dass den Verträgen vielmehr
            eine ausdifferenzierte Interessenspolitik als eine dogmatische völkerrechtliche Grundlage
            zugrunde lag.87

         Des Weiteren vertritt der Autor dieser Arbeit die Auffassung, dass eine gewinnbringende
            und sinnvolle Analyse der römischen Friedensverträge der Kaiserzeit und Spätantike
            nur möglich ist, wenn das römische Völkerrecht nicht zu normativ betrachtet wird.
            Aufgrund des innenpolitischen, außenpolitischen, kulturellen, gesellschaftlichen und
            weltpolitischen Wandels während der ersten sechs Jahrhunderte n. Chr. ist davon abzusehen,
            starre Rechtsbegriffe im Sinne einer modernen Dogmatik – also einer systematischen,
            normorientierten und stark theoretischen Rechtsauslegung – auf die römische Rechtswirklichkeit
            zu übertragen.88 Vielmehr ist es entscheidend, die Bedeutungen und Funktionen der einzelnen Beschlüsse
            ausreichend herauszuarbeiten, um auf diese Weise ein nachvollziehbares Gesamtbild
            der Entwicklung sowie der konkreten Ausformung des römischen Völkerrechts der Kaiserzeit
            und Spätantike zu erstellen.
         

         Gerade aus diesem Grund erscheint die Definition von Schulz für einen völkerrechtlichen
            Verband besonders geeignet für die Anwendung in dieser Arbeit. Dieser beschreibt einen
            völkerrechtlichen Verband als »einen politischen, nach außen hin interessengebundenen
            Verband oder eine politische Einheit (populus), deren ›libertas‹ in der Fähigkeit
            begriffen wird, unabhängiges Vertragssubjekt zu sein«89. Mit dieser Definition lassen sich völkerrechtliche Akteure einfacher identifizieren
            und bestimmen. Basierend auf dieser Argumentation ist die Erfassung der einzelnen
            Friedensverträge anhand ihrer realpolitischen Umstände festzustellen, wodurch sich
            eine bessere Anwendbarkeit für die Analyse ergibt. Somit sind für den Erfolg der Untersuchung
            weniger terminologische Übereinstimmungen in den Quellen wichtig, sondern vielmehr
            einheitliche, politische Grundlagen. Die Basis hierfür bildete ein Konsens zwischen
            den Vertragsparteien.90

         Im Rahmen der Untersuchung sind neben der deditio und dem foedus noch die Begrifflichkeiten der amicitia, der societas, der indutia, des hospitium und der pax auf ihre vertraglichen Dimensionen zu hinterfragen. Viele dieser Vereinbarungen bildeten
            die Grundlage für eine Friedensschaffung.91

         Bei einer amicitia handelte es sich nach Baldus um »ein Freundschaftsverhältnis ohne weitere konkrete
            Verpflichtungen, d. h. ein bloßer Ausschluß von Feindseligkeiten; nach h. M. konnte
            es durch Vertrag begründet werden, aber auch ohne einen solchen«92. Entgegen dieser Annahme steht die Ansicht Speidels, welcher in der amicitia ein Werkzeug zur Intensivierung und Konstitutionalisierung von Handelsverbindungen
            vermutet.93 Baldus schreibt darüber hinaus, dass »[d]ie Societas soweit sie nicht bloßes Synonym
            bzw. Begleitwort der amicitia ist, […] über Friedens- und Neutralitätspflicht hinaus
            eine Pflicht zum militärischen Beistand mit sich [brachte]«94. Deshalb kann die societas ähnlich wie die amicitia im Einzelfall durchaus als Hinweis für eine völkerrechtliche Grundlage gelten. Allerdings
            reicht der alleinige Beleg für eine amicitia bzw. societas innerhalb der Quellen nicht dazu aus, vom Vorhandensein eines völkerrechtlichen Vertrages
            auszugehen. Erst wenn mehrere Faktoren für eine derart ausformulierte Rechtsgrundlage
            sprechen, kann die amicitia als zusätzlicher Hinweis auf das Vorhandensein einer vertraglichen Übereinkunft dienen.
         

         Eine indutiae ist als ein Waffenstillstand zu betrachten, welcher Kriegshandlungen kein Ende setzte,
            sondern lediglich eine kurzfristige Pause der Auseinandersetzungen festlegte.95 Deshalb werden kurzfristige Waffenstillstände nicht Teil dieser Untersuchung sein.
         

         Der Begriff des hospitium ist in Bezug auf die Untersuchung zwischenstaatlicher und überregionaler Kontakte
            von besonderer Bedeutung, da er Rückschlüsse darüber gibt, wo die eigene Sphäre der
            Identität innerhalb des Römischen Reiches aufhörte und die andere Sphäre des, beispielsweise
            Persischem begann. Entscheidend war dabei die Wahrung des Eigentums des Fremden innerhalb
            der Gemeinschaft des Hospes. Dieses Handeln war verankert im Rahmen reziproker Strukturen,
            welche sich institutionalisierend und positiv auf die gegenseitigen Beziehungen zweier
            Konstrukte, beispielsweise Staaten, auswirkten. Gerade die Schaffung eines solchen
            Raumes der interidentitären Begegnung sollte dabei keinesfalls unterschätzt werden.
            Darüber hinaus entstanden durch diese reziproken Strukturen Netzwerke, welche entscheidend
            für den antiken Informations- und Warentransfer waren. Allein die distinktive Anerkennung
            und Akzeptanz der anderen Identität im Rahmen des hospitiums ist in diesem Zusammenhang schon von hohem Wert für die Untersuchungen innerhalb
            dieser Arbeit. Zudem wurde das hospitium während des Prinzipates zunehmend zu einem Werkzeug der Römer, um äußere Bevölkerungsgruppierungen
            an die eigene Kultur und Identität anzupassen. So konnten beispielsweise aus hospites auch amicii und socii mit der Zeit werden. Während der Kaiserzeit geschah dies jedoch nur noch innerhalb
            der Grenzen des Römischen Reiches. Ein weiterer positiver Faktor des hospitium war, dass es, sofern es reziprok verankert war, einen relativ verlässlichen Rahmen
            innerhalb eines rechtsfreien Raumes zwischen antiken Akteuren bot und somit zu einer
            Institutionalisierung von Handlungsmustern führte.96 Im Rahmen dieser Arbeit sollte jedoch stets beachtet werden, dass das hospitium keinesfalls zwangsläufig eine Grundlage für völkerrechtliche Verträge darstellte,
            sondern vielmehr Hinweise auf wichtige Verbindungen und interkulturellen Austausch
            liefert.
         

         Betrachten wir im Folgenden den Begriff der pax genauer. Im Rahmen von Mommsens Theorie der natürlichen Feindschaft ergab sich das
            Problem einer klaren rechtlichen Klassifizierung des pax. Es war in diesem Zusammenhang oftmals unklar, ob es sich dabei um einen singulären
            Rechtsakt handelte oder aber um einen Zustand. Nachdem die Theorie jedoch widerlegt
            worden ist, ist davon auszugehen, dass es sich bei der pax gleichzeitig um einen Zustand, aber auch eine vertragliche Maßnahme gehandelt hat.97 Es kann zudem davon ausgegangen werden, dass die pax als Grundlage für einen Friedenszustand agierte.98 Dabei ist jedoch entscheidend, ob der Kriegszustand die Regel und der Friedenszustand
            die Ausnahme in der Antike war. Folglich hätte die Schaffung eines Friedens eine ausformulierte
            und grundlegende vertragliche Regelung benötigt, um diesen Ausnahmezustand entsprechend
            zu legitimieren.
         

         Anhand der einzelnen Begrifflichkeiten fällt auf, dass es keine fest verankerte antike
            Typologie eines völkerrechtlichen Friedensvertrages gab. Vielmehr waren die Ausformulierung
            sowie die einzelnen Bestimmungen innerhalb der Abkommen ein Produkt der jeweiligen
            Interessen der römischen Realpolitik bzw. des Prinzipats.99 Offensichtlich hatte kein Interesse oder Bedürfnis dafür bestanden, die völkerrechtlichen
            Regelungen dogmatisch festzulegen. Deshalb kann keine abschließende Einheitlichkeit
            für die in dieser Arbeit behandelten Friedensverträge bestehen. Um mit diesem Problem
            umzugehen, werden die einzelnen Verträge deshalb im Detail überprüft. Außerdem wird
            argumentativ abgewogen, ob es sich um ein völkerrechtliches Vertragswerk handelt.
            Im Fokus muss hierbei nicht die Form, sondern die Funktion der Abkommen stehen. Dies
            bedeutet, es gilt zu klären, inwiefern sich eine Distinktion zwischen interstaatlichen,
            verbindlichen und auf Konstanz ausgelegten Verträgen und einer bloßen kurzfristigen
            vagen Übereinkunft schaffen lässt. Die Antwort auf diese Frage liegt nicht im Rahmen
            einer genauen Kategorisierung der Verträge, sondern vielmehr in der zeitlichen, kulturellen,
            wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verortung dieser. So ist es bedeutend, auf
            Traditionen, Verhandlungen, aber auch Verbindungen unter den Vertragsparteien einzugehen.100 Dabei müssen im Zentrum der Untersuchung stets die folgenden Fragen stehen: Wodurch
            heben sich die vertraglichen Regelungen von der Umwelt ab? – Wie reproduzieren sie
            sich? – Welche Funktionen erfüllten sie?
         

         Neben den bislang aufgeführten Punkten ist darauf hinzuweisen, dass hinsichtlich der
            Friedensverträge wesentliche Unterschiede zwischen der Republik und der Kaiserzeit
            bestanden. Während der Kaiserzeit gab keine sogenannten Feldherrenverträge mehr, somit
            war es nicht mehr möglich, bei einem unglücklichen Vertrag die Schuld einer Einzelperson
            zuzuschieben und im Sinne des römischen Volkes und des Senates den Vertrag für nichtig
            zu erklären.101 Der römische Kaiser hatte ein faktisches Friedensmonopol. Nach Baldus verschwanden
            foedera zwar nicht während der Römischen Kaiserzeit, allerdings unterlagen sie einem stetigen
            Wandel. Der Grund hierfür ist in ihrer Funktion als Hemmnis zentrifugaler Kräfte sowie
            in ihrem grundlegenden Einfluss auf die Ordnung und Verlässlichkeit außenpolitischer
            Beziehungen zu sehen.102 Es gab dabei durchaus einen Unterschied zwischen kurzfristigem Nützlichkeitsdenken
            und der Schaffung einer langfristigen vertrauenslegitimierenden Struktur. Ebenso ist
            es wichtig, darauf aufmerksam zu machen, dass neben dem Fehlen einer ausformulierten
            völkerrechtlichen Dogmatik oftmals die Vertragsinhalte, wie etwa Grenzen, nicht als
            feste Linien, sondern Bereiche verstanden wurden. Grenzen waren Zonen der Begegnung
            und des Austausches, deshalb sind betreffende vertragliche Regelungen stets neben
            ihren sicherheitspolitischen Motiven auch auf ihre gesellschaftlichen Auswirkungen
            zu hinterfragen. Sollte schließlich ein völkerrechtlicher Vertrag gebrochen werden,
            konnte das Römische Reich gegen den vertragsbrüchigen Staat oder Stamm bzw. das vertragsbrüchige
            Volk ein bellum iustum führen.103 Allerdings auch hier gilt es, dogmatische Überlieferungsmuster der literarischen
            Quellen kritisch zu hinterfragen, denn diese mussten im Rahmen einer politischen Geschichtsschreibung
            oftmals ein gebildetes Publikum von einem Vertragsbruch oder einem neuen Krieg überzeugen.104 Durch das kritische Hinterfragen der Intentionen einzelner Schreiber lassen sich
            im Einzelfall Erklärungsmuster rekonstruieren, welche Aufschlüsse darüber geben können,
            weshalb einzelne Historiographen unglaubwürdige rechtliche Legitimationen für ihre
            Überlieferungen bieten. Gerade in diesem Bereich zeigt sich der besondere Mehrwert
            der vorliegenden Untersuchung: Zwar lässt sich für die Antike keine exakte völkerrechtliche
            Definition erstellen, doch können Strukturen und Intentionen rekonstruiert werden,
            wodurch unser Verständnis des antiken Völkerrechts sowie der Interaktionsräume zwischen
            einzelnen Staaten, Stämmen oder Völkern deutlich präzisiert wird.
         

         Um unser Verständnis für das antike Völkerrecht und dessen Auswirkungen auf antike
            Friedensverträge zu verbessern, ist es unerlässlich, im Rahmen der Analyse genauer
            auf die einzelnen Vertragspartner der Römer einzugehen. Eine herausgehobene Bedeutung
            nehmen hierbei die Perser ein, welche während des gesamten behandelten Zeitraumes
            dieser Untersuchung, Teil römischer Friedensverträge waren. Besonders war hierbei,
            dass die Perser während der Kaiserzeit und der Spätantike den Römern oftmals als ein
            ebenbürtiges politisches Konstrukt gegenüberstanden. Hierdurch wurde Rom dazu gezwungen,
            vertragliche Regelungen allgemeingültig zu machen, da es nicht mehr von einer reinen
            Hegemonialrolle aus agierte. Die Bedeutung bzw. die Verbindlichkeit von vertraglichen
            Details stieg somit deutlich an, da es andernfalls zu einer ernsthaften Bedrohung
            für Teile des Reiches kommen konnte. Foedera sind folglich insbesondere in diesem Zusammenhang als Grundlage der intergesellschaftlichen
            Kommunikation und der Strukturierung von Kontakten zu betrachten, da sie auf einer
            vertraglich festgelegten, ritualisierten Ebene beruhten, die überstaatlich anerkannt
            wurde. Wie tief einzelne Abkommen sowohl zeitlich als auch interregional verankert
            und legitimiert waren, hing in der Kaiserzeit weniger von einer festen Definition
            ab, sondern vielmehr von den jeweiligen zeitlichen, geografischen und realpolitischen
            Umständen. Dabei sollten foedera weder als reine Instrumente einer rücksichtslosen, römischen Machtpolitik, noch als
            an feste dogmatische Vorgaben gebundene Rechtskonstrukte betrachtet werden. Die Realität
            war irgendwo zwischen diesen beiden Extremen. Da das foedus als völkerrechtliches Instrument während der gesamten untersuchten Periode dieser
            Analyse vorhanden war und angewandt wurde, ist davon auszugehen, dass es die Grundlage
            für die Entwicklung des antiken Völkerrechts bildete. Dabei sind die Ausmaße und Formen
            der foedera stets von vielen Faktoren abhängig, welche im Einzelnen stets mit einbezogen werden
            müssen. Deshalb wird jeder einzelne untersuchte Vertrag dieser Arbeit, falls dies
            nicht klar ist, zuallererst auf seinen völkerrechtlichen Gehalt untersucht werden
            und dabei in den zeitlichen und politischen Kontext eingebettet. Ebenso soll dies
            beim Ausschluss einzelner Verträge oder Abkommen geschehen. Bevor die genaue Untersuchung
            und Kategorisierung der einzelnen Verträge jedoch stattfinden können, muss zuallererst
            noch ein geeigneter Definitions- und Handlungsrahmen für den Begriff der Außenpolitik
            in der Antike geschaffen werden.
         

      
   
      
            4.Die Definition von Außenpolitik in der Antike und deren Einordnung in Bezug auf einzelne
                  Theorien

         

         Die Definition der antiken Außenpolitik ist grundlegend für die nachfolgende Untersuchung,
            da die Außenpolitik schon immer einen zentralen Bestandteil politischer Systeme darstellte.105 Gerade deshalb ist es oftmals möglich, durch Entscheidungen und Handlungsmuster im
            Rahmen der Außenpolitik die Interessen und Ziele einzelner Akteure rekonstruieren.
         

         Das Ziel dieser Arbeit ist es jedoch weniger alle einzelnen beteiligten Akteure und
            Institutionen innerhalb der römischen Außenpolitik minutiös herauszuarbeiten, sondern
            viel mehr die entscheidenden Interessenssphären und Aktionsradien dieser zu umreißen.106 Erst durch eine klare Kategorisierung und Definition der Bereiche, die von der Außenpolitik
            betroffen sind oder einen Teil von ihr bilden, wird eine Analyse möglich, die Aufschluss
            darüber geben kann, ob es während des Prinzipats und der Spätantike eine zielgerichtete
            römische Außenwirtschaftspolitik gab.
         

         
            
               4.1Der Versuch einer Definition und Einordnung von Außenpolitik und außenpolitischen
                     Prozessen in der Antike

            

            Um eine zufriedenstellende Definition für die Außenpolitik in der Antike zu schaffen,
               gilt es vorab einige Rahmenbedingungen zu klären. Die Außenpolitik wurde erst im 20. Jhd.
               n. Chr. zu einem eigenständigen Untersuchungsthema, daher ist es wenig verwunderlich,
               dass die antike Außenpolitik oftmals nur lose Definitionsrahmen besitzt. Selbst für
               die moderne Außenpolitik gibt es diverse Definitionsversuche, welche sich zunehmend
               voneinander unterscheiden. Daher besteht für den Betrachter die Notwendigkeit, eine
               solide Arbeitsdefinition zu formulieren, aus der wiederum ein eigenes Klassifikationssystem
               abgeleitet werden kann.107 Vor diesem Hintergrund erscheint es wenig verwunderlich, dass im Rahmen dieser Arbeit
               auch die Erstellung eines Definitionsrahmens für die Außenpolitik in der Antike angestrebt
               wird.108

            Vorab muss hierfür eine klare Unterscheidung zwischen einzelnen politischen Elementen,
               wie etwa der Innenpolitik, stattfinden. Denn im Unterschied zur Außenpolitik wird
               mit der Innenpolitik ein politischer Bereich erfasst, welcher durch zentralistische
               und hierarchische Eigenschaften gekennzeichnet ist.109 Im Rahmen der Außenpolitik ist dies allerdings nahezu nie der Fall, da diese in einem
               dezentralen Umfeld zu verorten ist, welches keiner zentralen Instanz untergeordnet
               ist. Es sollte jedoch nicht vergessen werden, dass sich Außen- und Innenpolitik gegenseitig
               beeinflussen und daher im Rahmen einer wissenschaftlichen Analyse stets gemeinsam
               in ihrer Wechselwirkung betrachtet werden müssen.110 Die Untersuchung einer römischen Außenpolitik erhält dadurch einen erhöhten Bedeutungsgrad,
               da mittels dieser auch Rückschlüsse auf innenpolitische Interessen gezogen werden
               können, ganz im Sinne Kindermanns, welcher Außenpolitik als das »gemeinsame Produkt
               internationaler und innerstaatlicher Faktoren«111 bezeichnet. Des Weiteren ist der Begriff der Außenpolitik strikt von der sogenannten
               internationalen Politik (bzw. für die Antike eher ›interimperialen Politik‹) zu unterschieden.
               Außenpolitik zeigt uns hierbei oftmals einzelne Sachverhalte aus dem Blickwinkel der
               Akteure, wohingegen eine interimperiale Politik uns das Geschehen aus der Vogelperspektive
               zeigt. Grundsätzlich lässt sich Außenpolitik für die Antike folglich als »die Politik
               eines [… völkerrechtlichen Akteurs …] gegenüber seiner auswärtigen Umwelt«112 definieren.
            

            Außenpolitik, welche auch als die Wahrnehmung und Durchsetzung der eigenen Interessen
               gegenüber der Umwelt, d. h. »gegenüber oder in Beziehung zu anderen politischen Einheiten«113 eingeordnet werden kann, wird auf diese Art und Weise zu einem essenziellen Bestandteil
               der Außenbeziehungen einzelner völkerrechtlicher Einheiten.114 Da sich die einzelnen Akteure im Rahmen der Außenpolitik in der Regel zweckgerichtet
               verhalten, lässt sich daraus eine Zielrichtung ihrer Absichten und Interessen ableiten.
               Im Unterschied zu den transparent dokumentierten Entscheidungsprozessen moderner Außenpolitik
               in Staaten wie Deutschland, den USA, Großbritannien oder Frankreich – beispielsweise
               in Form von Kabinettsprotokollen, parlamentarischen Debatten oder offiziellen Regierungserklärungen
               – gibt es zu den antiken Entscheidungsverfahren kaum Einblicke, wodurch ein zentraler
               Faktor zum Verständnis der antiken Außenpolitik verloren geht. Untersuchen können
               wir jedoch die außenpolitischen Ergebnisse (sogenannte Outputs), die Aufschluss darüber
               geben, inwieweit die Außenorientierung des Imperiums im Einklang mit den römischen
               Interessen erfolgreich verlief.115 Dabei gilt es erneut zwischen moderner und antiker Außenpolitik zu differenzieren,
               da sich die Ziele der einzelnen Akteure erheblich unterscheiden. Bei der Außenpolitik
               moderner Demokratien, insbesondere in Deutschland, stehen häufig das Wohl der Bevölkerung
               und ähnliche gesellschaftliche Interessen im Vordergrund, während man dies bei antiken
               Akteuren definitiv nicht als zentrale Zielsetzung erkennen kann. Gerade deshalb ist
               es unerlässlich, die wichtigsten Interessen antiker Imperien innerhalb der einzelnen
               außenpolitischen Prozesse auszumachen und diese je nach Einzelfall zu identifizieren.
            

            Neben einer klaren Definition für die Außenpolitik in der Antike bedarf es aber darüber
               hinaus einer klaren Abgrenzung zu einzelnen Begriffen, welche zwar im direkten Zusammenhang
               zur Außenpolitik stehen, aber sich dennoch vom eigentlichen Begriffsgehalt der Außenpolitik
               unterscheiden. So darf beispielsweise Diplomatie nicht als Außenpolitik bezeichnet
               werden, ist aber dennoch ein bedeutsamer Teil dieser.116 Wilhelm definiert in seinem grundlegenden Werk zur Außenpolitik in der Moderne diese
               wie folgt: Außenpolitik ist ein »nach außen orientiertes, zielgerichtetes und interessengeleitetes
               Entscheidungshandeln, mit klar erkennbaren Akteuren, insbesondere dem Staat [bzw.
               Imperien in der Antike] als relativ bedeutsamsten Akteur […]«117. Darüber hinaus ist Außenpolitik »ein von inhaltlichen Dimensionen gekennzeichneter
               und durch das politische System geprägter, in Form von Ziel-Mittel-Kombinationen oder
               Rollenmustern zum Ausdruck kommender Bereich der Politikgestaltung bzw. policy […]
               sowie eine aus kollektiven Identitäten und gesellschaftlichen Selbst- und Fremdbildern
               hervorgehende, über Handlungsnormen, Ideen und Mittelpräferenzen wirkende Politik«118.
            

            Für den antiken Untersuchungsrahmen bedeutet dies, dass ökonomische, militärische,
               sicherheitspolitische und religiöse Interessen von Imperien oder einzelnen Akteuren
               gezielt mittels einer Ziel-Mittel-Kombination umgesetzt werden sollten.119 Dabei gilt es im Einzelnen für die Antike zu klären, was als Ressource im außenpolitischen
               Diskurs betrachtet worden ist.120 Darüber hinaus darf nicht davon ausgegangen werden, dass die antike Außenpolitik
               auf rein rationalen Entscheidungshorizonten beruhte.121 Politische Entwicklungen und Ereignisse konnten einen immensen Einfluss auf den Charakter
               der Außenpolitik haben. Besonders anschaulich zeigt sich dies beispielsweise beim
               Herrschaftswechsel zwischen den Parthern und Sasaniden, welcher einen nachhaltigen
               Wandel der persischen Außenpolitik nach sich zog. Derartige nicht immer rational erfassbare
               Faktoren sind dabei bei einer genaueren Untersuchung stets im Auge zu behalten und
               sorgen unter anderem dafür, dass wir kein starres Modell für die antike Außenpolitik
               entwerfen können, welches wir einfach auf die einzelnen Ereignisse auflegen können.122 Zentral sind dabei die sozial konstruierten Normen und Regeln, die das außenpolitische
               Handeln der antiken Akteure bestimmten, im Gegensatz zu materiellen, objektiv gegebenen
               Strukturen, die unabhängig vom Handeln der Akteure wirkten. Aus diesem Grund erscheint
               es als wenig verwunderlich, dass es nicht möglich ist, das antike Imperium Romanum
               als einen homo oeconomicus zu betrachten, welches als rationaler Akteur auf den maximalen Nutzen abzielte. Vielmehr
               unterscheiden sich die Rahmenlage, der Erkenntnisraum, der Zugang zu Informationen
               und die Realpolitik deutlich von den Strukturen und Gegebenheiten moderner westlicher
               Demokratien. Die zentralen Unterschiede sind hierbei unter anderem in den Bereichen
               der religiösen Legitimation und Sicherheit zu suchen, welche Teil eines größeren zusammenhängenden
               Systems sein konnten, das uns heutzutage nicht mehr zur Gänze zugänglich ist. Dies
               zeigt sich anschaulich während der Spätantike, in welcher beispielsweise die römische
               Außenpolitik zu den Sasaniden durch diverse, sich stetig wandelnde äußere Einflüsse
               bestimmt wurde, wie etwa angrenzende Herrschaftssysteme (z. B. Kök-Türken) am Rande
               des Perserreiches und die Beziehungen zu diesen.123

            Zusammenfassend kann die Außenpolitik der Antike als ein System bezeichnet werden,
               in dem autonome Akteure mittels der Gesamtheit aller ihnen zur Verfügung stehenden
               Institutionen und Verhaltensweisen die auswärtigen Beziehungen zu anderen Akteuren
               regelten.124 Grundlegend hierfür waren die politischen, wirtschaftlichen, sozialen, militärischen,
               geografischen und demografischen Faktoren, welche sich auf die außenpolitische Infrastruktur
               und Genese des politischen Systems auswirkten.
            

            Wenn wir im Folgenden davon ausgehen, dass außenpolitisches Handeln stets in Bezug
               auf konkrete Situationen und Realitäten erfolgte, eröffnet uns dies einen erweiterten
               Erkenntnishorizont hinsichtlich der einzelnen Bestimmungen antiker Friedensverträge.
               Obgleich der Realitätsbezug in der Antike je nach Einzelfall weitaus schwerer zu rekonstruieren
               ist als in der Außenpolitik moderner westlicher Demokratien, bietet gerade diese Herausforderung
               die Möglichkeit, fundierte Rückschlüsse auf Entscheidungen antiker Akteure und ihre
               Handlungsmotive zu ziehen.125 Dies bietet darüber hinaus die Chance, zu prüfen, ob die außenpolitische Strategie
               des Römischen Reiches im Untersuchungszeitraum Veränderungen erfuhr oder ob sich unter
               bestimmten Rahmenbedingungen Kontinuitäten erkennen lassen.
            

            Um dies genauere zu untersuchen, muss zunächst eine Klärung und Abgrenzung der einzelnen
               Sachbereiche antiker Außenpolitik erfolgen. Zwar lassen sich vordergründig die gleichen
               Sachbereiche für die antike und moderne Außenpolitik ausmachen (nämlich Sicherheit,
               Wirtschaft und Herrschaft), allerdings müssen wir diese für die Antike genauer differenzieren
               und hinterfragen, da deutliche Unterschiede zur Moderne bestehen.126 Für unser Verständnis einer antiken Außenpolitik ist es darüber hinaus zuträglich,
               die einzelnen Sachbereiche als abstrakte Werte zu verstehen, welche innerhalb der
               Außenpolitik und im Rahmen des Ausganges von Auseinandersetzungen neu verhandelt bzw.
               verteilt wurden.
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                  Tab. 1: Sachbereiche der modernen Außenpolitik nach Wilhelm127
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                           Ökonomischer Handlungsspielraum des souveränen Akteurs (z. B. Das Imperium als Akteur)
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                           Ziele/Aufgaben
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                  Tab. 2: Angepasste Sachbereiche für die Antike nach Happach128

               
            
            Lassen sie uns im Folgenden die zentralen Unterschiede der drei zentralen Sachbereiche
               (Sicherheit, Wirtschaft und Herrschaft) der antiken und modernen Außenpolitik genauer
               betrachten. Hierfür wird die Tabelle von Wilhelm für die einzelnen Sachbereiche der
               modernen Außenpolitik der angepassten Tabelle für die antike Außenpolitik gegenübergestellt.
               Die grundlegenden Unterschiede sind in den Tabellen 1 und 2 visualisiert.
            

            Die einzelnen Sachbereiche seien nachfolgend noch vertiefend betrachtet.

            
               
                  4.1.1Sicherheit

               

               In der Moderne, v. a. bei Demokratien, bezieht sich der Erkenntnisgegenstand der Sicherheit
                  in erster Linie auf die Sicherheit der Gesellschaft, also folglich auch auf die Sicherheit
                  des Einzelnen. Die Ziele und Aufgaben, mit welchen dieser Erkenntnisgegenstand im
                  Rahmen der Außenpolitik umgesetzt wird, sind hierbei Integrität, Territorialität,
                  Souveränität, Überlebensfähigkeit und Entwicklungschancen.129 Im Gegensatz hierzu muss der Erkenntnisgegenstand der Sicherheit in Bezug auf die
                  antike Außenpolitik anstatt auf die Sicherheit der Gesellschaft überwiegend auf den
                  Herrschaftsraum an sich bezogen werden bzw. auf Bereiche, auf die ein souveräner Zugriff
                  oder die Ausübung einer Machtposition möglich war. Umgesetzt wurde dies ähnlich wie
                  in der Moderne mittels territorialer Integrität, Souveränität, aber auch der Sicherung
                  der eigenen Überlebenschancen als Imperium. Einzig die Wahrung und Schaffung von Entwicklungschancen
                  im Sinne eines modernen Ansatzes sind für die Antike meist zu vernachlässigen.
               

            
            
               
                  4.1.2Wirtschaft

               

               In der Moderne bezieht sich der Erkenntnisgegenstand der Wirtschaft oftmals auf das
                  Maß der Verwundbarkeit und Abhängigkeit sowie die ökonomische Wohlfahrt der Bevölkerung
                  eines Staates.130 Im Rahmen der Antike ist jedoch vielmehr entscheidend, welche ökonomischen Handlungsspielräume
                  den einzelnen Akteuren offenstanden, denn diese bestimmten, wie souverän und unabhängig
                  diese agieren konnten. Wirtschaft muss in diesem Zusammenhang folglich nicht im Sinne
                  der Bevölkerung, sondern in Bezug auf die ökonomischen Kapazitäten und Umsätze des
                  Imperiums als ganzheitlicher Akteur betrachtet werden, beispielsweise also die ökonomischen
                  Möglichkeiten in Bezug auf den Militärhaushalt als Ganzes. Nichtsdestotrotz müssen
                  an dieser Stelle auch die Interessen bedeutender Bevölkerungsteile Teil der Analyse
                  sein, wie etwa die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für Eliten und deren Zugang
                  zu Luxusgütern, welche durchaus auch bedeutsam für das Imperium Romanum waren. Zusammengefasst
                  lässt sich als wirtschaftlicher Erkenntnisgegenstand einer antiken Außenpolitik also
                  nicht die Daseinsversorge des Individuums oder ein gesellschaftlicher Zusammenhalt
                  im Sinne einer ökonomischen Wohlfahrt, sondern vielmehr eine Daseinsvorsorge des Imperiums
                  als Konglomerat diverser Interessen fassen. Es kann davon ausgegangen werden, dass
                  diese Interessen mithilfe einer ökonomischen Absicherung des Imperiums als Akteur
                  im Zusammenhang mit seiner direkten Umwelt umgesetzt wurden. Der Erkenntnisgegenstand
                  ist folglich der ökonomische Handlungsspielraum des Imperiums selbst, welcher gezielt
                  mittels einer intentionalen Außenwirtschaftspolitik abgesichert und teilweise sogar
                  erweitert werden sollte.
               

            
            
               
                  4.1.3Herrschaft

               

               Anders als bei modernen westlichen Demokratien liegt der Erkenntnisgegenstand der
                  Herrschaft in der Antike nicht in der Ausdifferenzierung politischer Teilhabe einzelner
                  Akteure, sondern in einem ausgeprägten Legitimationsbestreben der Herrscher, das sich
                  auch in der Außenpolitik manifestierte. Die Ziele des außenpolitischen Sachbereiches
                  der Herrschaft in der Antike unterscheiden sich folglich essenziell von denen einer
                  modernen westlichen Demokratie. Entscheidend sind für die Antike nicht die Aushandlung
                  einzelner Partizipationsgrade an der Herrschaft, Verteilungsgerechtigkeit und ein
                  gesellschaftlicher Konsens, sondern realpolitische und herrschaftslegitimierende Rahmenbedingungen.131 Somit sind Entscheidungen in Bezug auf einzelne Herrschaftsgebiete meist nicht in
                  Zusammenhang mit den direkten Interessen der ansässigen Bevölkerung zu erklären, sondern
                  im Sinne einer dezidierten Herrschaftspolitik zu verstehen. Besonders anschaulich
                  lässt sich dies anhand des Beispiels der Umsiedlung der Bevölkerung von Nisibis und
                  Singara im Rahmen des Friedensschlusses von Jovian 363 n. Chr. erläutern. Der kontextuelle
                  Begriff der Übergabe der Städte sine incolis wäre in der Moderne völlig unterschiedlich zu bewerten, als dies für die Antike geschehen
                  kann.132 Im Kontext eines modernen westlichen demokratischen Nationalstaates wäre in diesem
                  Handeln eine Art Rettung der eigenen Bevölkerung vor der Fremdherrschaft zu verstehen.
                  Für die Antike ist jedoch vielmehr davon auszugehen, dass die Bevölkerung der bedeutenden
                  Handelsstädte mit ihren Kompetenzen in Bezug auf die Zollerhebung oder ihren Zugang
                  zu Handelsnetzwerken als ein wichtiges Medium zur Herrschaftslegitimierung des Prinzipates
                  angesehen werden konnten.
               

               Nachdem die einzelnen Unterschiede in Bezug auf die einzelnen Sachbereiche moderner
                  und antiker Außenpolitik genauer beleuchtet worden sind, gilt es, vor allem für das
                  sicherheitspolitische Prinzip klarere Rahmenbedingungen für die Antike zu schaffen.
                  Auch wenn im Allgemeinen davon auszugehen ist, dass hierbei oftmals die Sicherheit
                  des eigenen Territoriums im Vordergrund stand, so gilt es dennoch zu hinterfragen,
                  ob nicht Unterschiede in Bezug auf einzelne Bevölkerungsgruppen gemacht wurden. Dies
                  ist beispielsweise besonders auffällig bei der Grenzbevölkerung innerhalb des Römischen
                  Reiches, welche eine Sonderstellung in vielen römischen Friedensverträgen erhielt.133 Aber gerade hierin lässt sich erkennen, dass es weniger um die Wohlfahrt des Einzelnen
                  ging, sondern vielmehr die realpolitische Bedeutung einzelner Gruppierungen für das
                  Imperium entscheidend war.
               

               Abschließend seien einige zentrale Punkte subsumiert. Trotz einer ausdifferenzierten
                  Kategorisierung und Definition einer antiken Außenpolitik muss stets im Hinterkopf
                  behalten werden, dass die drei zentralen Sachbereiche der Außenpolitik sich selbstverständlich
                  oftmals überschneiden und eine hundertprozentige Trennung dieser im Einzelfall meist
                  nicht möglich ist. Des Weiteren muss davon ausgegangen werden, dass antike politische
                  Konglomerate ähnlich wie moderne Staaten nicht nur im militärischen Sinne verwundbar
                  waren. So waren beispielsweise auch der Zugang zu Rohstoffen, Handelskrisen und sogar
                  grenzüberschreitende Kapitalströme grundlegend für die Genese der antiken Außenpolitik.
                  Allerdings lässt sich im Gegensatz zur Moderne für die Antike kein ›Globalisierungsdilemma‹
                  attestieren, welches dafür sorgen konnte, dass einzelne Akteure einen politischen
                  Spagat zwischen einer internationalen Wettbewerbsfähigkeit und einer wohlfahrtsstaatlichen
                  Verantwortlichkeit vollziehen mussten. Ebenso fehlt als prägnantes Merkmal für die
                  Antike die obere Zielsetzung zur Durchsetzung eines eigenen Gesellschaftstypus im
                  Rahmen der Außenpolitik, anders als dies beispielsweise während des Kalten Krieges
                  geschehen ist.134 Die grundlegende Konstante, welche sich für die Außenpolitik in der Antike, aber
                  auch in der Moderne festhalten lässt, bezieht sich darauf, dass Akteure stets versuchen,
                  im Rahmen der Außenpolitik die eigene Abhängigkeit von äußeren Faktoren so gering
                  wie möglich zu halten.135 Wie dies im Einzelnen in der Antike geschah, wird im Rahmen der nachfolgenden Analyse
                  der Friedensverträge genauer erläutert werden.
               

            
         
         
            
               4.2Der Versuch einer theoretischen Einordnung der römischen Außenpolitik im Rahmen einzelner
                     Theorien mit speziellem Bezug auf die Antike

            

            Vorab gilt es klarzustellen, dass es sich bei den Theorien des nachfolgenden Gliederungspunktes
               um moderne Gedankenmodelle für internationale Beziehungen in der Gegenwart und jüngeren
               Vergangenheit handelt. Diese sind keinesfalls unreflektiert und ohne Modifikationen
               auf den außenpolitischen Diskurs und Beziehungen der Antike anwendbar. Allerdings
               soll herausgearbeitet werden, dass zumindest in manchen Bereichen einzelne Erkenntnisse
               des modernen Forschungsbereiches der internationalen Beziehungen durchaus auch Anwendung
               für eine Untersuchung und Definition der antiken Außenpolitik finden können.
            

            
               
                  4.2.1Realismus – Konstruktivismus – Institutionalismus 

               

               Zu Beginn soll auf den Realismus eingegangen werden. In Bezug auf den klassischen
                  Realismus lassen sich alle außenpolitischen Ziele von Staaten bzw. außenpolitischen
                  Akteuren in drei Gruppen einteilen, welche einem bestimmten Handlungsmuster innerhalb
                  der Außenpolitik zugehörig sind:136

               
                  	
                     Zum Machterhalt, mittels einer Machtverteilung und einer Einflusschancen sichernden Politik.
                     

                  

                  	
                     Zur Machtausdehnung in Form einer imperialen Politik, welche auf die Veränderung der bestehenden Machtverhältnisse
                        abzielt und außenpolitisch zum Ausdruck kommt.
                     

                  

                  	
                     Zur Machtdemonstration, welche innerhalb der Diplomatie oder militärischer Zurschaustellung bei der Durchsetzung
                        der außenpolitischen Interessen helfen soll.
                     

                  

               

               Alle drei Faktoren lassen sich vor allem im außenpolitischen Diskurs Roms mit dem
                  persischen Osten während der gesamten behandelten Jahrhunderte erkennen und waren
                  sicherlich grundlegend für die Genese der römischen Außenpolitik in diesem Zeitraum.
                  Ein weiterer theoretischer Grundstein zu Erklärung moderner Außenpolitik lässt sich
                  darin verorten, dass Staaten außenpolitisch zusammenarbeiten und kooperatives Verhalten
                  praktizieren, um einer wachsenden internationalen Interdependenz und der steigenden
                  Intensität internationaler Verflechtung Rechnung zu tragen. Staaten agieren folglich
                  als autonome Akteure in der modernen Außenpolitik, allerdings macht die schiere Komplexität
                  internationaler Verhältnisse und Beziehungen es nahezu unmöglich, für einzelne Staaten
                  alle außenpolitischen Entwicklungen zu steuern. Im Rahmen des geografischen und zeitlichen
                  Untersuchungsrahmens dieser Arbeit ist eine derartig ausgeprägte Interdependenz sicherlich
                  nicht festzustellen. Allerdings sollte nicht unterschätzt werden, dass gerade im Sinne
                  der Globalisierungsgeschichte die Anfänge einer fortschreitenden Vernetzung der Menschheit
                  in der Antike zu suchen sind. Deshalb können Erkenntnisse derartiger Untersuchungen
                  einen grundlegenden Beitrag zum Verständnis zur Entstehung moderner Institutionen
                  innerhalb einer globalisierten Welt liefern.137

               Liberale Theorien lassen sich hingegen nur schwer auf die antike Außenpolitik anwenden,
                  da in der Antike nur selten sogenannte Bottom-up-Strukturen belegbar sind. Nur äußerst
                  selten begegnen uns Quellen, in denen deutlich wird, dass einzelne Bevölkerungsgruppen
                  oder Individuen aus der Bevölkerung einen Einfluss auf die römische Außenpolitik besaßen.138

               Anders ist dies beim Konstruktivismus, welcher es ermöglicht, außenpolitische Prozesse
                  außerhalb eines rein rationalen Handlungsrahmens zu betrachten. Im Vordergrund steht
                  hierbei das Soziale, folglich die Art und Weise, wie Menschen ihre Welt gestalten.
                  Hieraus ergibt sich ein gesondertes Verhalten in Bezug auf das Handeln mit anderen
                  Akteuren, aber auch die Wahrnehmung der eigenen Umwelt. Im Zentrum steht dabei auch,
                  welche gemeinsamen Weltvorstellungen die politischen Akteure miteinander teilen.139 Dass diese Betrachtungsweise äußerst fruchtbar für die Zusammenhänge in der Antike
                  sein kann, zeigt nicht zuletzt die steigende Bedeutung der sogenannten Prinzipal-Agent-Beziehungen
                  in Bezug auf die antike Wirtschaftsforschung.140 Mittlerweile ist klar, dass ein rein theoretisch-rational angelegtes Modell der antiken
                  Wirklichkeit nicht gerecht werden kann. Aus diesem Grund kann der Konstruktivismus
                  neue Erkenntnisse liefern, da dieser sich an einem Akteursmodell, welches sich grundlegend
                  von rationalistischen Theorien unterscheidet, orientiert. Hierbei wird der Staat nicht
                  als ein homo oeconomicus betrachtet, sondern vielmehr wird auch Wert auf intersubjektiv geteilte Werte, Normen
                  und Ideen gelegt.141

               Letztendlich muss der Versuch einer theoretischen Einordnung für die Außenpolitik
                  des Römischen Reiches einen Mittelweg zwischen den einzelnen Theorien finden. Zwar
                  kann der Realismus als grundlegende Konstante des außenpolitischen Handelns in der
                  Antike herangezogen werden, doch weist die fortwährende Schaffung von Institutionen
                  im völkerrechtlichen Austausch zwischen Römern und Persern ebenfalls auf einen erweiterten
                  Entscheidungshorizont hin, dem die antiken Akteure unterlagen. Es fällt dabei auf,
                  dass sich durch die Schaffung von grundlegenden Normen und Regeln die Handlungsbereiche
                  der einzelnen Akteure zunehmend angepasst haben.142 Zwei autonom existierende Imperien wie das Römische und das Sasanidische Reich schufen
                  im Rahmen ihrer jahrhundertelangen Koexistenz natürlich auch eine gewisse Realität
                  im Rahmen der sozialen Dimension im Kopf der Menschen der Antike.143 Im Rahmen der zeitlichen Entwicklung zwischen einzelnen Mächten ist es daher wenig
                  verwunderlich, dass durch Konstanz und Institutionalisierung zwangsläufig kanalisierende
                  Prozesse in Bezug auf den zwischenstaatlichen Verkehr entstanden. Entscheidend sind
                  hierbei die gegenseitige Identifikation sowie die gegenseitigen Erfahrungen und Erwartungen.
                  Auch wenn wir davon ausgehen müssen, dass diese Grundlagen maßgeblich beeinflussten,
                  auf welche Art und Weise sich die antike Außenpolitik gestaltete, so wird eine tiefergehende
                  Kategorisierung nach diesem System nicht möglich sein, da uns normative Grundlagen
                  zur Entscheidungsfindung in außenpolitischen Prozessen für die Antike nicht vorliegen.
               

               Darüber hinaus lässt sich kein allgemeines Bild einer römisch-sasanidischen oder römisch-germanischen
                  Außenpolitik zeichnen, da sich die grundlegenden Faktoren für diese im Laufe der behandelten
                  Jahrhunderte änderten. Zu diesen Faktoren gehören die folgenden:144

               
                  	
                     Machtressourcen und Reichweite der eigenen Außenpolitik

                  

                  	
                     Gewaltmonopol und Kontrolle der Regierung

                  

                  	
                     Interessenrivalitäten um politische Macht zwischen den Eliten

                  

                  	
                     Eine staatliche Identitätsbildung

                  

                  	
                     Stabilität und Zerfall der Herrschaftsordnung

                  

                  	
                     Die Verwundbarkeit des gesamtstaatlichen Systems

                  

               

               Folglich muss stets in Bezug auf den Einzelfall eine genaue Bestimmung erfolgen. Nichtdestotrotz
                  lässt sich feststellen, dass die antike römische Außenpolitik sowohl Merkmale des
                  Realismus, Konstruktivismus und des Institutionalismus in sich vereinte. Aufgrund
                  dieser Komplexität und der Quellenlage ist es daher nicht möglich, eine genaue theoretische
                  Verortung der römischen Außenpolitik vorzunehmen. Dies bedeutet jedoch nicht, dass
                  wir uns nicht der Bedeutung einzelner Faktoren bewusst sein können und diese dementsprechend
                  im Rahmen der Untersuchung berücksichtigen können.
               

            
            
               
                  4.2.2Außenpolitik und Macht in der Antike 

               

               Wenn wir den Begriff der Außenpolitik für die Antike genauer definieren wollen, ist
                  es unumgänglich, auf den Zusammenhang zwischen Außenpolitik und Macht einzugehen.
                  Das Streben nach Macht, welches als ein Grundmerkmal menschlicher Interaktion, besonders
                  in Bezug auf politische Beziehungssysteme, angesehen werden kann, muss hierbei besondere
                  Beachtung finden. Dabei ist es besonders wichtig, eine ausreichende Differenzierung
                  des Begriffes Macht zu finden, welcher weit über eine rein monokausale, das Politische
                  als reines Ergebnis gewaltsamer Auseinandersetzungen zu betrachtende Ansichtsweise
                  hinaus geht.145 Denn abgesehen von Gewalt gibt es eine Anzahl diverser Ursachen der Machtbildung
                  und Formen der Machtausübung.146 Besonders treffend erscheint an dieser Stelle folgendes Zitat von Weber, welcher
                  Macht als »jede Chance, innerhalb einer sozialen Beziehung den eigenen Willen auch
                  gegen Widerstreben durchzusetzen, gleichviel, worauf die Chance beruht«147 definiert. Macht kann folglich nur im Rahmen einer sozialen Interaktion zwischen
                  unterschiedlichen Akteuren ausgeübt werden. Dabei muss das eigentliche Machtpotenzial
                  eines Staates gar nicht im Rahmen der Außenpolitik zum direkten Einsatz kommen. Bereits
                  eine machtpolitische Überlegenheit per se schafft es, Einfluss auf die Wahrnehmungsprozesse
                  anderer Akteure zu nehmen. Die außenpolitischen Handlungsmuster dieser sind folglich
                  eng an mögliche Folgen einer Auseinandersetzung mit einem etwa militärischen Kontrahenten
                  gekoppelt. Dies lässt sich beispielsweise anschaulich anhand des Grenzfestungsausbaus
                  im Osten des Römischen Reiches zeigen, welcher sicherlich auch eine abschreckende
                  Wirkung auf die Sasaniden ausüben sollte, um diese von möglichen kriegerischen Handlungen
                  abzuschrecken.148 Auch wenn wir es in diesem Fall nicht mit einer direkten gewaltsamen Auseinandersetzung
                  zu tun haben, so kommt es doch zu einer Präsentation der eigenen Macht im Sinne einer
                  nach außen gerichteten Zurschaustellung, welche letztendlich Einfluss auf die direkte
                  Außenpolitik hatte. Macht muss deshalb auch als »Fähigkeit, Ereignisabläufe im eigenen
                  Sinne zu beeinflussen«149 bezeichnet werden.
               

               Nach Wilhelm gibt es sechs Bedingungskomplexe von Macht, welche einen grundlegenden
                  Einfluss auf die Außenpolitik haben. Im Folgenden sollen diese genauer in Bezug auf
                  die antike Realität betrachtet werden.
               

               
                  	
                     »Wo gegenseitige außenpolitische Interessen, Ansprüche oder Vorstellungen aufeinanderprallen,
                        ist die Zahl möglicher Verhaltensalternativen von der jeweiligen Machtlage des Staates
                        […] abhängig.«150

                  

               

               Hieraus ergibt sich, dass im Rahmen der außenpolitischen Interaktion des Römischen
                  Reiches mit anderen Akteuren stets die eigene und die Machtlage des Kontrahenten grundlegend
                  für das mögliche außenpolitische Handelsspektrum waren. Mithilfe dieses Verständnisses
                  ergeben sich wiederum Erkenntnismöglichkeiten und Erklärungsmuster zur Verortung einzelner
                  wirtschaftlicher Klauseln in Friedensverträgen der Antike. Beispielsweise wurde teilweise
                  bei Fällen einer ähnlichen realpolitischen Machtausprägung eher die Lösung im Rahmen
                  von ›mutual gains‹ gesucht, wobei hingegen bei einer klaren Überlegenheit eines der
                  Akteure klare Auflagen mit einseitigen Vorteilen geschaffen wurden.151 Aus diesem Grund ist es unerlässlich, im Rahmen der Untersuchung der einzelnen Friedensverträge
                  stets auch die zeitlich bedingte realpolitische Macht der beiden Akteure mit einzubeziehen,
                  um auf diese Art und Weise einen Erklärungshorizont für die Verankerung einzelner
                  Klauseln zu schaffen.
               

               
                  	2.

                  	
                     »Die Vielgestaltigkeit der Macht spiegelt sich in unterschiedlichen Formen und Strategien
                        des außenpolitischen Durchsetzungsvermögens oder der Einflusschancen gegenüber anderen
                        Akteuren wider.«152

                  

               

               Eine realpolitische Überlegenheit eines anderen Staates muss sich nicht zwangsläufig
                  in Gebietsabtretungen des Kontrahenten im Rahmen der Friedensverträge widerspiegeln.
                  Viel mehr können auch handelspolitische Auflagen oder eine Beschneidung der Reisefreiheit
                  einzelner Händler als eine Ausübung von Macht im außenpolitischen Umgang funktionieren.153 Ebenso kann die Wahrung bestehender oder die Schaffung neuer Privilegien, wie etwa
                  der rechtlichen Gleichstellung der eigenen Händler im Reich des Kontrahenten, in einem
                  direkten Zusammenhang mit einer Machtausübung stehen.154 Gerade deshalb muss im Rahmen der Untersuchung stets hinterfragt werden, ob einzelne
                  Klauseln, welche keine direkten Herrschaftsveränderungen mit sich brachten, dennoch
                  zu einer direkten Machtausübung gehörten, welche sich aus einer Überlegenheitssituation
                  ergeben haben.
               

               
                  	3.

                  	
                     Machtfaktoren unterliegen einem stetigen Wandel, sei es durch politischen Wandel oder
                        realpolitische Entwicklungen.155

                  

               

               Hierbei ist besonders der zeitliche Rahmen von Macht zu betrachten. Zwischenmenschliche
                  Verhältnisse wie auch außenpolitische Verhältnisse zwischen Staaten unterliegen einem
                  stetigen Wandel. Gerade deshalb muss einem politischen und ideologischen Umbruch bei
                  den Persern (Parther zu Sasaniden) eine erhöhte Bedeutung beigemessen werden, da sich
                  hierdurch auch eine Veränderung eines spezifischen Machtverhältnisses in Bezug auf
                  die Außenpolitik ergeben konnte.156 Ebenso konnten innenpolitische Ereignisse grundlegende Auswirkungen auf die außenpolitische
                  Operabilität eines Reiches haben und dürfen deshalb auf keinen Fall innerhalb der
                  Untersuchung übergangen werden.157 Erst im Rahmen einer innenpolitischen Analyse zum jeweiligen Zeitpunkt lassen sich
                  sinnvolle Aussagen über die Genese und Wirksamkeit einer Außenpolitik treffen.
               

               
                  	4.

                  	
                     Macht ist als eine relative und nicht als eine absolute Größe zu verstehen.158

                  

               

               Hieraus ergibt sich, dass nicht nur der Blick auf die realpolitische Macht in die
                  Analyse der Genese eines Friedensvertrages einfließen darf. Auch abstrakte Werte wie
                  etwa Identität, Ideologie, Religion und Wirtschaft sind grundlegend für die Bedeutung
                  von Macht in Bezug auf außenpolitische Prozesse.159 So ist es beispielsweise unerlässlich, im Rahmen der außenpolitischen Auseinandersetzungen
                  den anderen Akteur identitär von der eigenen Wahrnehmung abzugrenzen, um auf diese
                  Weise überhaupt erst einmal die Möglichkeit einer Auseinandersetzung zu schaffen –
                  oder aber gezielt einzelne Angehörige des Kontrahenten als bedeutsamer oder wichtiger
                  zu bewerten. Ebenso können ideologische Ansichten wie Weltherrschaftsgedanken oder
                  das Ziel der ›Befreiung‹ des Anderen durch Gewalt als grundlegende Motivationsfaktoren
                  zum Handeln wirken.160

               
                  	5.

                  	
                     Die Machtlage eines Staates ist direkt von der allgemeinen geostrategischen Konstellation
                        bestimmt.161

                  

               

               Dieser Komplex von Macht bekommt seine besondere Bedeutung ebenfalls durch den Bezug
                  auf den zeitlichen Wandel. Die außenpolitische Machtlage eines Imperiums konnte sich
                  während der Antike schnell durch einen Umschwung von Kräfteverhältnissen ändern. Dabei
                  war nicht immer zwangsläufig eine Veränderung direkter Kraftverhältnisse zwischen
                  zwei Kontrahenten ausschlaggebend, sondern auch die Formierung neuer Reiche. Mit der
                  Erstarkung des Kök-Türkenreiches veränderten sich beispielsweise auch die außenpolitischen
                  Machtverhältnisse der Sasaniden zu den Römern, da die Römer nun auch die mögliche
                  Bedrohung im Osten der Sasaniden als einen Faktor in ihren außenpolitischen Handlungsrahmen
                  aufnehmen konnten.162 Ebenso veränderte der realpolitische Wandel Westroms selbstverständlich die außenpolitische
                  Machtsituation Ostroms im Umgang mit den Persern. Diese Entwicklungsstränge sind bei
                  der Untersuchung der einzelnen Friedensverträge deshalb keinesfalls zu vernachlässigen
                  und lassen sich oftmals sogar direkt im Rahmen von diplomatischen Verhandlungen, welche
                  uns in den Quellen überliefert sind, belegen.163

               
                  	6.

                  	
                     Wie viel Macht ein Akteur auf Andere auswirken kann, hängt nicht nur von ›hard power‹,
                        sondern auch von der ›soft power‹ ab.164

                  

               

               Als ›hard power‹ lassen sich Bereiche wie etwa militärische Macht oder ökonomische
                  Kriegsführung bezeichnen, wohingegen als ›soft power‹ Bereiche wie Sprache, Religion,
                  Technik und Wissenschaft eingeordnet werden können. Die besondere Bedeutung dieser
                  Faktoren zeigt sich vor allem im Zusammenhang mit Migration und sozialen Netzwerken.
                  Ein Imperium konnte seine ›soft power‹ beispielsweise mittels ›hard power‹ erhöhen.
                  Dies ist besonders auffällig bei Zwangsmigrationen in das Sasanidische Reich im Zuge
                  von Feldzügen unter Shapur I.165 Eine gesteigerte ›soft power‹ konnte dazu führen, dass andere Bereiche eines Imperiums
                  florierten, was wiederum positive Auswirkungen auf die eigentliche außenpolitische
                  Handlungsfähigkeit hatte. Dies ist beispielsweise ersichtlich beim Versuch Ostroms,
                  eine eigene Seidenproduktion zu erstellen.166 Aus diesem Grund darf im Rahmen der Analyse keinesfalls die Bedeutung von ›soft power‹-Faktoren
                  unterschätzt werden, da diese zum einen von hoher Bedeutung für die Handlungshorizonte
                  der Außenpolitik waren und zum anderen darüber hinaus davon auszugehen ist, dass dies
                  den antiken Akteuren durchaus bewusst war.
               

               Es sollte folglich ersichtlich sein, dass Außenpolitik und Macht nicht als gesonderte
                  Begriffe behandelt werden können. Es gibt jedoch auch Ausnahmen im außenpolitischen
                  Bereich, bei denen beidseitige Ziele erreicht werden konnten, ohne dass dies von gegenseitiger
                  Machtausübung auf den Kontrahenten abhängig war. Dabei lag oftmals zugrunde, dass
                  beide Akteure sich in einer ausgeglichenen Machtsituation befanden und deshalb nur
                  eine Einigung im Sinne beider Parteien gefunden werden konnte. Dies geschah mithilfe
                  von Regelungen, welche eine institutionelle Grundlage zur interimperialen Verständigung
                  schufen. In diesem Fall sprechen wir von sogenannten ›mutual gains‹ ein Begriff aus
                  der modernen politischen Theorie, der durchaus auch im Rahmen der antiken Außenpolitik
                  Anwendung finden sollte. Deshalb muss zwangsläufig im folgenden Unterkapitel diese
                  Begrifflichkeit und ihre Bedeutung für die Antike genauer analysiert werden.
               

            
            
               
                  4.2.3Mutual Gains 

               

               Auch wenn der Untersuchungsbereich der antiken Außenpolitik sich meist mit Auseinandersetzungen
                  einzelner Akteure beschäftigt, so muss ebenso erwähnt werden, dass es durchaus auch
                  zur Zusammenarbeit zwischen einzelnen Parteien innerhalb der römischen Friedensverträge
                  kam. Menzel schreibt zu den Bedingungen einer »Kooperation zur Optimierung gleichgerichteter
                  Interessen«167, dass diese nur dann funktionieren kann, »wenn auf dem Wege der Kooperation ein Eigeninteresse
                  verfolgt werden kann«168. Dabei ist besonders der Begriff der sogenannten ›potential mutual gains‹ zu nennen,
                  welcher die Entwicklung zwischenstaatlicher Kooperationen beeinflussen kann. Dies
                  kann einerseits in Form von sogenannten Payoff-Strukturen geschehen oder aber im Rahmen
                  einer effektiven Reziprozität.169 Eine besondere Bedeutung erhält dieser methodische Ansatz beispielsweise bei der
                  Untersuchung der römisch-persischen Friedensverträge in Bezug auf die Kaukasusfestungen.
                  Hierbei wurde oftmals im Sinne eines spezifischen Eigeninteresses gehandelt, welches
                  allerdings für beide Seiten Vorteile bereithielt.170 Die Voraussetzung für eine erfolgreiche Zusammenarbeit lag dabei vor allem darin,
                  dass einzelne Akteure ihre außenpolitischen Kompetenzen und Möglichkeiten zusammenlegten
                  (sogenanntes Pooling) bzw. ihre eigenen Souveränitätsrechte an eine Institution delegierten
                  (sogenannte Delegation). So geschehen ist dies bei der gegenseitigen Finanzierung
                  und Bemannung der Kaukasusfestungen, welche beide Reiche vor Einfällen auswertiger
                  Völker beschützten. Allgemein ist davon auszugehen, dass gemeinsames Gewinnstreben,
                  Problemlösungsansätze und die Vermeidung von Nachteilen als grundlegende Motivationen
                  für außenpolitische Kooperationen gewirkt haben können. Die Bereitschaft zu einer
                  möglichen institutionellen Kooperation ist dabei in erster Linie abhängig von den
                  ›outside options‹, folglich den Chancen auf eine alternative Politik. Je geringer
                  diese outside options für einzelne Akteure sind, umso größer ist das Interesse an
                  einer kooperativen Zusammenarbeit, um beispielsweise die eigenen Sicherheitsinteressen
                  zu vertreten.171 Gerade deshalb gilt es, im Rahmen dieser Arbeit auch mit einzubeziehen, welche Bedeutung
                  beispielsweise das Sasanidenreich für die römische Wirtschaft besaß, um auf diese
                  Art und Weise einen Verständnisrahmen für eine mögliche römische außenpolitische Kooperationsbereitschaft
                  mit den Persern zu belegen.
               

               In Bezug auf die ›potential mutual gains‹ gibt es allerdings zu beachten, dass für
                  die Operabilität einer Kooperation das sogenannte Compliance-Problem als essenziell
                  zu betrachten ist. Es handelt sich hierbei um das mögliche Vertrauen, welches sich
                  beide Parteien im Rahmen der Kooperation entgegenbringen und das grundlegend für die
                  Einhaltung der Vereinbarungen ist. Darüber hinaus kann auch eine ungleiche Verteilung
                  der Kooperationsgewinne zu Problemen führen.172 Eine mögliche Vertrauensbasis kann hierbei mittels verlässlicher, rechtlicher Rahmenbedingungen
                  geschaffen werden. Dies lässt sich beispielsweise auch bei der fortschreitenden Ausdifferenzierung
                  einer völkerrechtlichen Grundlage zwischen den Römern und Persern zwischen dem 2.
                  und 6. Jhd. n. Chr. beobachten.
               

               Diese als Institutionen agierenden Rahmenbedingungen haben folgende positiven Effekte
                  auf die zwischenstaatlichen Kontakte:173

               
                  	
                     Senkung der Transaktionskosten durch eine gesteigerte rechtliche Sicherheit174

                  

                  	
                     Eine erhöhte Qualität und Dichte der Bereitstellung von Informationen175

                  

                  	
                     Eine erhöhte Erwartungsstabilität im Zusammenhang mit gegenseitigen Verpflichtungen,
                        welche auch zu einer Verringerung der Unsicherheit, dass andere Parteien die Kooperation
                        nicht zuverlässig einhalten, führt
                     

                  

                  	
                     Die Möglichkeit einer Sanktionsverhängung bei möglichen Kooperationsverstößen, welche
                        eine Nichteinhaltung der Kooperationsvereinbarung risikobehafteter und kostspieliger
                        machen
                     

                  

               

               Mithilfe der NIÖ lassen sich diese Bereiche und die abstrakten Werte und Vorteile
                  einer kooperativen Politik besonders sichtbar machen.176 Für die finale Ausgestaltung der Außenpolitik war auch in der Antike das Nutzenkalkül
                  der einzelnen Akteure von zentraler Bedeutung: Es ging dabei darum, welche Chancen,
                  Vorteile und Nachteile die völkerrechtlichen Partner in den Friedensverträgen erkannten
                  und welche politischen Handlungsoptionen ihnen zur Verfügung standen, um ihre Interessen
                  wirksam zu vertreten. Dies zeigt sich besonders deutlich in der römischen Außenpolitik
                  gegenüber den Sasaniden in der Spätantike. Hierbei lassen sich langfristig ausgelegte
                  Nutzenkalküle innerhalb der römischen Außenpolitik belegen, welche auf ein bereits
                  weit ausdifferenziertes und durch Institutionen gestütztes völkerrechtliches System
                  zurückgreifen konnten.177

               Bevor jedoch jetzt mit der Untersuchung der einzelnen römischen Friedensverträge auf
                  ökonomische Klauseln begonnen werden kann, gilt es im folgenden Gliederungspunkt noch
                  die grundlegenden Formen und Beziehungen wirtschaftlicher Verbindungen zwischen dem
                  Römischen Reich und seinen angrenzenden Gebilden während der Kaiserzeit darzustellen
                  und zu erläutern.
               

            
         
      
   
      
            5.Die römischen Außenwirtschaftsbeziehungen während der Kaiserzeit und Spätantike

         

         Besonders bezeichnend für die ökonomischen Untersuchungen zum Römischen Reich in den
            letzten Jahrzehnten erscheint Peter Temins Aussage: »More ancient historians than
            economists are interested in ancient economies.«178 Vor allem in der Militärgeschichte und im Rahmen der New Military History fehlt es
            vielen Althistorikern schlichtweg an ökonomischem Fachwissen, um entsprechende Sachverhalte
            passend aufzuarbeiten. Veraltete Ansichten wie die, dass militärisches Engagement
            in der Antike in rein zerstörerischer Absicht handelte, können aufgrund zu vieler
            sicherheitspolitischer und konsolidierender Belege nicht mehr als zeitgemäß angesehen
            werden.179 Um dieses Problem der Alten Geschichte entsprechend anzugehen und somit auch die
            Untersuchung antiker Wirtschaftsverbindungen und -verhältnisse besser in den Vordergrund
            zu rücken, wird im Rahmen dieser Untersuchung für die Verwendung von interdisziplinären
            Methoden plädiert. Erst mithilfe entsprechender ökonomischer Grundlagen lässt sich
            ein sinnvolles Gesamtbild der römischen Außenwirtschaftsbeziehungen und folglich auch
            eine nachvollziehbare Außenwirtschaftspolitik nachweisen oder eben verneinen. Aus
            diesem Grund werden im nachfolgendem Gliederungspunkt die wirtschaftlichen Verbindungen
            des Römischen Reiches jenseits der eigenen Grenzen auch mit Hilfe der NIÖ genauer
            untersucht.
         

         
            
               5.1Die Art und Weise der wirtschaftlichen Verbindungen und ihre Rahmenbedingungen jenseits
                     der Grenzen des Römischen Reiches im Westen und Osten unter Einbezug der NIÖ

            

            Grundlegend für das Verständnis der Wirtschaftswelt der Kaiserzeit ist die Pax Romana, welche zu einer Konsolidierung der Märkte und einem ungewöhnlichen hohen Lebensstandard
               der römischen Bürger innerhalb einer vorindustriellen Gesellschaft führte.180 Dabei bot der anhaltende Friedenszustand natürlich keineswegs den einzigen Faktor
               für die positiven ökonomischen Entwicklungen zu Beginn der Kaiserzeit.181 Ebenso stimulierten das römische Rechtssystem, die Zentralisierung von Prozessen,
               eine fortschreitende Monetarisierung, infrastruktureller Ausbau und eine fortschreitende
               Urbanisierung das wirtschaftliche Wachstum innerhalb des Römischen Reiches.182 Der Wohlstand der römischen Bevölkerung, vor allem diverser Eliten im Reich, generierte
               sich dabei unter anderem aufgrund des stark ausdifferenzierten Fernhandels während
               der Kaiserzeit, welcher es darüber hinaus ermöglichte, einen entsprechenden Lebensstandard
               für die Bewohner des Reiches zu garantieren.183 Der Wohlstand der Eliten im Römischen Reich schuf darüber hinaus eine immense Nachfrage
               für luxuriöse Fernhandelsgüter innerhalb des Imperiums.184 Dies führte zu einem gewissen Konsumhabitus innerhalb einzelner Bevölkerungsteile,
               welche den Konsum auch zur Selbstdarstellung nutzten.185 Als ein prägnantes Beispiel für diese Entwicklungen kann die zunehmende Verwendung
               von Perlenschmuck gesehen werden. Der ausschweifende Gebrauch von Perlenschmuck wurde
               schon von den Zeitgenossen negativ bewertet.186 Der östliche Fernhandels mit Perlen hatte sicherlich einen gesellschaftlichen Effekt
               auf Teile der Bevölkerung des Römischen Reiches, wodurch wiederum der Handelsstrom
               im Osten positiv stimuliert wurde.187 Aufgrund der Ausweitung des Reiches konnte ein flächendeckender Informations- und
               Techniktransfer entstehen, welcher eine wichtige Grundlage für die wirtschaftliche
               Entwicklung des Römischen Reiches bildete.188 In diesem Zusammenhang darf auch die Bedeutung des religiösen Synkretismus vieler
               Gottheiten innerhalb des römischen Reiches keinesfalls unterschätzt werden.189 Natürlich muss an dieser Stelle jedoch relativiert werden, dass diese Grundlagen
               noch lange nicht bedeuteten, dass die römische Wirtschaftswelt sie auch im Sinne moderner
               globaler Netzwerke nutzte. Dennoch gibt es Hinweise dafür, dass sich basierend auf
               den Verhältnissen innerhalb des Römischen Reiches entsprechende ökonomische Bereiche
               entwickeln konnten.190 Ob die römische Binnenwirtschaft dabei als eine Marktwirtschaft oder als einzelne
               voneinander unabhängige Märkte betrachtet werden sollte, ist bis heute ein kontroverser
               Gegenstand der wissenschaftlichen Diskussion, kann aber im Rahmen dieser Untersuchung
               nicht weiter konkretisiert werden.191 Allgemein erscheint es jedoch als zwingend notwendig, zwischen ländlichen und urbanen
               Gebieten zu unterscheiden, da die Bedeutung der Märkte für ländliche Gebiete deutlich
               geringer war als für die Städte im Römischen Reich.192

            Moral war damals noch mehr als in modernen wirtschaftlichen Kontexten extrem wichtig
               für ein verbindliches Handeln im ökonomischen Bereich. Diesbezüglich lassen sich mithilfe
               des theoretischen Grundgerüstes der NIÖ Normen und rechtliche Maßnahmen, welche die
               Wertvorstellungen der antiken Lebenswelt widerspiegeln, als Grundlagen für die Aktionsfähigkeit
               einzelner Netzwerke identifizieren.193 Die Theorie der NIÖ lässt sich wie folgt zusammenfassen: Die Neue Institutionenökonomik
               geht von einer gegenseitigen Beeinflussung von Wirtschaft und Kultur aus. Institutionen,
               welche mit Hilfe der NIÖ untersucht werden agieren als formale (z. B. Gesetze) oder
               informelle (z. B. Normen, Bräuche) Rahmenbedingungen, welche das Verhalten von einzelnen
               Akteuren und Individuen bei Transaktionsvorgängen beeinflussen bzw. beschränken können.
               Mit Hilfe der Institutionen kann unter anderem mehr Planungssicherheit erreicht werden,
               woraus sich eine Förderung des zwischenmenschlichen Austausches in ökonomischer Hinsicht
               ergibt.194 Allgemein kann davon ausgegangen werden, dass die Auswirkungen der einzelnen Institutionen
               innerhalb der NIÖ, welche sich z. B. auf Transaktionskosten und anderweitige Verhaltensanreize
               auswirkten, immense Auswirkungen auf die realen Wirtschaftsprozesse hatten und haben.
            

            Eine zentrale Bedingung antiker Handelsnetzwerke war die ungleiche Verteilung von
               Informationen, die in der Antike noch stärker ausgeprägt war als in modernen globalisierten
               Handelsnetzwerken. Basierend auf der Bedeutung von Informationsvorteilen agierten
               sozial gestaffelte Netzwerke als zentrale Akteure und Distributoren von Informationen
               innerhalb einer präindustriellen Gesellschaft.195 Die Verbindungen konnten dabei natürlich auch im Imperien überschreitenden Fernhandel
               von unschätzbarem Wert für einzelne Individuen oder Konglomerate sein.196 Zentral für das Wachstum des Fernhandels während der Kaiserzeit waren dabei Investitionen
               und das daraus gesteigerte Aktionspotenzial einzelner Handelsunternehmungen. Diese
               setzten jedoch einen zunehmenden Abbau von Risikofaktoren voraus, welche im Rahmen
               der NIÖ als »Institutionen« greifbar gemacht und definiert werden können.197 Zu diesen Normen und Entwicklungen gehörten:198

            
               	
                  Die Bereitstellung rechtlicher Schutzmaßnahmen für die Fernhändler zwischen den Reichen199

               

               	
                  Eine ausgebaute Infrastruktur, um den Transport und die Sicherheit der Güter zu garantieren200

               

               	
                  Die Bereitstellung von militärischem Schutz201

               

               	
                  Die Schaffung von verlässlichen Handelsabkommen202

               

               	
                  Klar definierte und festgelegte Steuersätze203

               

               	
                  Eine flexible Umsetzung und Bedeutung der societas unter den Händlern204

               

               	
                  Die Aussicht auf einen verlässlichen Absatzmarkt, welcher auch im direkten Zusammenhang
                     mit dem Ausbau der Infrastruktur zu sehen ist205

               

               	
                  Eventuell sogar die rechtliche Bereitstellung ökonomischer Beteiligungskonstrukte,
                     wie die sogenannten partes, welche eine Teilhabe am Gewinn und Risikoverteilung unter allen Teilnehmern ermöglicht
                     hätten.206

               

            

            Die Herausarbeitung der Normen der NIÖ im antiken Fernhandel sind von unschätzbarem
               Wert, da es in der Antike keine institutionalisierten Handelsgesellschaften oder ein
               Grenzen übergreifendes Rechtssystem gab. Dabei können mithilfe der NIÖ im Sinne von
               Achams Überlegungen jedoch Institutionen als Handlungsnormen definiert werden, welche
               entweder mittels Tradition moralisch oder per Gesetz rechtlich geschützt wurden.207 Des Weiteren hatte der römische Markt zwar Eigenschaften eines autonomen Marktes,
               aber auch Merkmale, welche geprägt waren von sozialer Kontrolle und Stratifizierung.208 Die Fernhändler konnten folglich zwar grob ausrechnen, welchen Umfang ihre Gewinne
               haben würden, allerdings waren die eigentlichen Umsätze keinesfalls so berechenbar,
               wie dies heutzutage der Fall innerhalb unserer kapitalistischen Wirtschaftswelt ist.
               Entscheidend für den Umfang der Gewinne waren vor allem der Einkaufspreis, die politische
               Lage, Überfälle, Wetterverhältnisse und die Entwicklung der Absatzmärkte. Gerade aufgrund
               dessen ist die Bedeutung von absichernden Normen, welche mithilfe der NIÖ definiert
               werden können, für die antike Fernhandelswelt nicht zu unterschätzen. Einzelne Normen
               konnten den Akteuren im antiken Fernhandel Sicherheiten bieten, welche grundlegend
               für die Planung und Ansetzung der Handelsunternehmungen waren. Dabei ist anzunehmen,
               dass Investoren im antiken Fernhandel – ähnlich wie Investoren in heutigen kapitalistischen
               Wirtschaftssystemen – auf langfristige Makroentwicklungen setzten, die Gewinne versprachen,
               und dabei auch Verluste einzelner Unternehmungen einkalkulierten.209

            Um die Aktionsräume und Potenziale einzelner Akteure im Fernhandel besser definieren
               zu können, muss an dieser Stelle ebenfalls auf die Mentalität der römischen Eliten
               und folglich auch der Individuen, welche im Fernhandel aktiv waren, eingegangen werden.
               Für die Binnenwirtschaft des Römischen Reiches ist mittlerweile belegt, dass durchaus
               stetig Innovationen von wirtschaftlicher Bedeutung im Römischen Reich stattfanden.210 Durch die fortschreitende Expansion des Römischen Reiches war man zwangsläufig darauf
               angewiesen, ein entsprechendes Veränderungspotenzial aufrechtzuerhalten, um auf diese
               Weise entsprechendes Wissen von anderen Völkern aufzugreifen und erfolgreich zu implementieren.211 Der Erfolg des Römischen Reiches sollte weniger als ein beständiger und unveränderlicher
               Fortgang betrachtet werden, sondern vielmehr als ein wandelbares Konstrukt, welches
               individuell auf etwaige Krisen, Probleme und zeitlichen sowie realpolitischen Wandel
               einging. Diese Anpassungsfähigkeit des Römischen Reiches ist jedoch nicht nur im militärischen,
               innenpolitischen und gesellschaftlichen Bereich zu verorten, sondern auch im ökonomischen
               Bereich. Die Schaffung neuer Handelsrouten, Netzwerke und Verbindungen sowie die Erschließung
               neuer Handelspartner boten die Grundlage für die stetige Weiterentwicklung und Intensivierung
               des römischen Fernhandels, welche schließlich dazu führten, dass die Steuereinnahmen
               des Fernhandels eine wichtige Säule des Staatshaushaltes bildeten.212

            Die Basis für das Wachstum des Fernhandels um die Jahrhundertwende waren dabei sicherlich
               Investitionen, welche überhaupt erst einmal ein Handlungspotenzial einzelner Akteure
               ermöglichten. Zwar sind etwaige Investitionen für den Fernhandel nicht belegt, allerdings
               lassen sich diverse Beispiele für auf Erträge ausgerichtete Investitionen im Binnenmarkt
               finden.213 Grundlegend für diese Investitionen waren sicherlich die rechtlichen Veränderungen
               gegen Ende der Republik bzw. zu Beginn der Kaiserzeit. Einzelne Individuen konnten
               nun im Sinne eines Unternehmers im Namen ihrer Partner Verträge abschließen. Auch
               im Binnenmarkt entstanden Zusammenschlüsse von Staatspächtern (publicani), welche als eine Art Firma galten. Diese besaßen ein gemeinsames Eigentum, gegen
               das auch Forderungen einer dritten Partei möglich waren. Die hieraus entstandene erhöhte
               ökonomische Vertrauensbasis ermöglichte einen gesteigerten Handlungsspielraum für
               die Händler. Im Fernhandel schlug sich dies in Handelsvertretungen nieder, welche
               im Namen Einzelner oder von Konglomeraten agieren konnten.214 Diese wurden sicherlich durch Investitionen bzw. Kredite von Individuen aus der Oberschicht
               des Römischen Reiches unterstützt.215 Allerdings lassen sich die Großhändler bzw. Individuen im Hintergrund des Fernhandels
               aufgrund der Quellenlage nur äußerst schwer identifizieren.216 Es ist denkbar, dass viele Akteure schon zu Lebzeiten die Öffentlichkeit über ihre
               Investitionen und ihr Engagement im östlichen Fernhandel meiden wollten, ähnlich wie
               heute viele Investoren in kapitalistischen Wirtschaftssystemen vorsichtig mit der
               Bekanntgabe ihrer Geschäfte umgehen.217 Eventuell sind Tempel wie das templum augusti auf der Tabula Peutingeriana dabei als zentrale Knotenpunkte im System des römischen Fernhandels zu verorten.218 Sicher scheint jedenfalls zu sein, dass es auch im römischen Fernhandel dauerhafte
               römische Handelsniederlassungen gab. Die Gründe hierfür waren divers, so konnten Niederlassungen
               vor Ort zum einen der Informationsungleichheit im Fernhandel entgegensteuern und zum
               anderen eine grundlegende Unterstützung bei rechtlichen Fragen ermöglichen.219 Die Importanz der Handelsniederlassungen kann dabei soweit gereicht haben, dass Kaufleute
               ausschließlich innerhalb einzelner Koalitionen für äußere Händler agieren konnten.220 Die Bedeutung sozialer Verbindungen gepaart mit der göttlichen und damit verlässlichen
               Funktion der Tempel sorgte hierbei womöglich für einen Ausbau der Kommunikation und
               zu einer Senkung der Preise.221 Zudem sollte sich die einigende Auswirkung gleicher religiöser Bindungen und Identität
               unter den Händlern sicherlich vorteilhaft auf den antiken Fernhandel ausgewirkt haben.222 Der Aktionsbereich der Händler war dabei keinesfalls zwangsläufig nur auf den ökonomischen
               Bereich festgelegt, wie eine Inschrift bei Augusta Traiana nahe der Balkanroute zeigt.223 Händler agierten folglich, zumindest in Einzelfällen, auch als Priester. Dies unterstreicht
               neben der hohen wirtschaftlichen auch die soziale Stellung der Händler innerhalb der
               römischen Gesellschaft und damit auch ihre Bedeutung für diese.224

            An dieser Stelle sei noch kurz auf eine weitere mögliche Rolle und Bedeutung von Krediten
               für den römischen Fernhandel eingegangen. Auch wenn die uns überlieferten Informationen
               zu Krediten in Bezug auf den Handel meist nur den Binnenmarkt betreffen, so ist spätestens
               seit der Entdeckung des Muziris Papyrus klar, dass Kredite eine grundlegende Rolle im Fernhandel spielten.225 Was allerdings oftmals übersehen wird, ist, dass die Schaffung von Kreditgeld im
               römischen Binnenmarkt auch indirekte Auswirkungen auf das Handlungspotenzial des römischen
               Fernhandels haben konnte. Durch Kreditgeld konnte der römische Absatzmarkt vergrößert
               werden, wodurch auch umfangreichere Fernhandelsaktivitäten ermöglicht wurden. Folglich
               ist es möglich, dass durch die Schaffung von Kreditgeld innerhalb der römischen Binnenwirtschaft
               der römische Fernhandel positiv stimuliert worden war.
            

            Dass der Ausbau des Fernhandels intentional von den Kaisern unterstützt worden war,
               zeigt folgende Stelle bei Plinius. Dieser spricht von einem Unternehmer, welcher direkt
               vom Kaiser damit beauftragt worden war, Bernstein für die Distribution im Römischen
               Reich zu besorgen.226 Bernstein galt als reiner Luxusgegenstand, den man nicht wegen seines Nutzens, sondern
               allein, um ihn zu besitzen, bzw. zur Selbstdarstellung kaufte.227 Das Bestehen dieser Handelsverbindungen im Westen wird auch durch das Grab des M.
               Sennius Metilus belegt.228 Ein weiterer Hinweis auf die immensen ökonomischen Ausmaße und die daraus resultierende
               Bedeutung für den römischen Staatshaushalt, die vor allem der Indienhandel mit dem
               Import von Edelsteinen generierte, sind die vielzähligen Verweise von Plinius auf
               die medizinischen Anwendungsbereiche dieser. Dadurch erfahren wir, dass die Edelsteine
               aus Indien folglich nicht nur als Luxusgüter von den Römern betrachtet worden waren,
               sondern auch als Heilmittel für Krankheiten.229 Zudem weisen diverse Quellen auf die ökonomischen Intentionen und Kalkulationen der
               römischen Fernhändler beim Kauf der jeweiligen Güter hin.230

            Mittlerweile kann davon ausgegangen werden, dass die Intensität des indischen Fernhandels
               der Römer während der Kaiserzeit nicht mit der Zeit abgenommen hat.231 In Bezug auf den Import vieler Fernhandelsgüter waren vor allem die Grenzbevölkerungen
               des Römischen Reiches bedeutsam, da diese aufgrund ihrer Netzwerkverbindungen im Fernhandel
               zentrale Anknüpfungspunkte darstellten. In Anbetracht ihres hohen Stellenwertes beim
               Import von Handelsgütern ist es daher unerlässlich, diesen Bevölkerungsteilen einen
               gesonderten Wert und Aufmerksamkeit im Rahmen dieser Untersuchung beizumessen.232 Die erhöhte Bedeutung dieser Gruppierungen kann neben der geografischen Nähe zu außenpolitischen
               Handelspartnern auch in der kulturellen Nähe bzw. Gemeinsamkeiten zu diesen gelegen
               haben.233 In diesem Zusammenhang darf nicht übersehen werden, dass Außenseiter in der Antike
               – anders als in heutigen westlichen regulierten Wirtschaftssystemen – erheblich größere
               Schwierigkeiten hatten, Zugang zu geschützten Märkten zu erlangen, da gesetzliche
               Schutzmechanismen für ihre Interessen fehlten.234 Gemeinsame Riten und Bräuche waren deshalb unerlässlich für die Handelskontakte und
               Verbindungen im grenzüberschreitenden Handel.
            

            Grundlegend für das Verständnis des antiken Fernhandels und der antiken Handelsverbindungen
               muss die Annahme sein, dass der Außenhandel in nahezu allen Fällen allen beteiligten
               Akteuren Vorteile brachte.235 Besonders zu beachten ist hierbei David Ricardos Modell des Außenhandels, welches
               auf dem Prinzip des komparativen Vorteils basiert und als zeitlos zu betrachten ist.236 In Anbetracht dieser Präliminarien gilt es, im Rahmen dieses Projektes weiterführend
               darauf hinzuweisen, dass protektionistische Maßnahmen wie Zölle grundlegende Auswirkungen
               auf den antiken Fernhandel und dessen Ausformulierung haben konnten. Dabei ist zum
               einen die Begrifflichkeit einer asymmetrischen Kriegsführung im Sinne der Außenwirtschaftspolitik
               mit vielen germanischen Gruppierungen in die Diskussion einzubringen, welche infrastrukturell
               und bürokratisch nicht in der Lage waren, ein funktionierendes Zollsystem aufrechtzuerhalten.237 Zum anderen ist das jeweilig zeitlich bedingte Verhältnis zum Parther- bzw. Sasanidenreich
               im Osten relevant, welches Auswirkungen auf die Höhe der Importzölle haben konnte
               und dadurch zu einem Einbruch der Fernhandelstätigkeiten über gewisse Routen führen
               konnte. Dies konnte womöglich im Einzelfall sogar eine Verschlechterung des außenpolitischen
               Verhältnisses zwischen den beiden Reichen zur Folge haben. Vor allem im östlichen
               Fernhandel ist im Sinne eines Gravitationsmodells zu hinterfragen, wieso das Römische
               Reich bewusst den Handel mit der Han-Dynastie oder indischen Herrschern intensivieren
               wollte, um auf diese Art und Weise das Sasanidische Reich zu umgehen.238 Dabei waren im Einzelnen die erhöhten Transportkosten und Unsicherheiten bei der
               Umsetzung dieser oftmals mehrere Monate dauernden Handelsunternehmungen gegen die
               Vorteile einer direkten Handelspartnerschaft mit dem Erzeuger aufzuwiegen. Der Fernhandel
               der Moderne, aber auch der Antike beruht auf der Annahme, dass Länder bzw. Imperien
               miteinander handeln, da sich die produzierten Produkte der Akteure unterscheiden.
               Sollten beide Staaten bzw. Imperien ähnliche Produkte herstellen, so sind vor allem
               in der Antike unterschiedliche Formen von Spezialisierungen bei der Produktion belegbar.
               Darüber hinaus waren in der Antike im Vergleich zur Moderne Faktoren wie ein entsprechendes
               Knowhow zur Herstellung und regional vorhandene Ressourcen noch bedeutsamer. Begrifflichkeiten
               wie der komparative Vorteil, welche grundlegend für das Ricardo-Modell sind, sind
               für die Antike allerdings nur in abgewandelter Form anwendbar.239

            Diese Problematik sei anhand eines Beispiels aus der Antike veranschaulicht. In Bezug
               auf das Fernhandelsgut Seide bestand lange Zeit kein Wissen darüber im Römischen Reich,
               wie man dieses herstellt. Somit war nicht eine erhöhte Produktivität des Han-Reiches
               ausschlaggebend für die wirtschaftlichen Vorteile im Seidenhandel mit dem Römischen
               Reich, sondern eine ungleiche Informationsverteilung.240 Diese Ausgangssituation führte dazu, dass ein komplett neuer Wirtschaftsbereich innerhalb
               des Römischen Reiches entstand, welcher sich vor allem mit der Veredelung von Seidenprodukten
               beschäftigte.241 Dieser Sektor war vor allem in Kleinasien angesiedelt, einem Gebiet das geografisch
               sehr nah an der direkten Importzone des östlichen Fernhandels lag. Die Entstehung
               dieser sekundären Veredelungsmärkte förderte wiederum den Import der benötigten Fernhandelsgüter
               und sorgte in gewisser Art und Weise für eine Konsolidierung der Handelsverbindungen,
               da beide Seiten an einem verlässlichen und andauernden Verhältnis interessiert waren.242 Gleichzeitig wurde durch die Spezialisierung in der Veredelung der Fernhandelsgüter
               ein komparativer Vorteil für die kleinasiatischen Bevölkerungsgruppen geschaffen,
               welcher sich in einem erhöhten Wiederverkaufswert der Veredelungsprodukte niederschlug.243 Zudem wurden auch andere Gruppen als die römischen Eliten, wie etwa Handwerker, in
               den Profitmarkt des Fernhandels mit eingebunden.244 Dies führte sogar so weit, dass veredelte Seidenprodukte aus Syrien womöglich wieder
               nach China reimportiert wurden.245 Erst im 6. Jhd. n. Chr. änderte sich dies zumindest in Grundzügen mit der Übermittlung
               des Wissens zur Seidenherstellung unter Justinians Herrschaft.246 Durch die Entstehung einer oströmischen Seidenproduktion konnte zum einen der eigene
               Bedarf besser gestillt werden, zum anderen jedoch auch mögliche Opportunitätskosten
               der Produktion von Seide in China erhöht werden.247 Dennoch war der Fernhandel mit Seide weiterhin unerlässlich, da davon auszugehen
               ist, dass die Eigenproduktion nicht den gesamten Bedarf im Imperium stillen konnte.
            

            Entscheidend bei der Betrachtung dieses Beispiels ist, dass ohne einen ausdifferenzierten
               Außenhandel die Konsummöglichkeiten innerhalb des Römischen Reiches nur mit den eigenen
               Produktionsmöglichkeiten gleichzusetzen waren. Gerade in Bezug auf die Bedürfnisse
               der allgemeinen Bevölkerung, aber auch der Eliten im Römischen Reich ist die Bedeutung
               der Bereitstellung von Fernhandelsgütern deshalb nicht zu unterschätzen, da diese
               essenziell für den Lebensstandard im Römischen Reich waren.248 Aus diesem Grund kann davon ausgegangen werden, dass sich die Sicherstellung des
               Importes der Fernhandelsgüter auch konstituierend auf die Herrschaft der römischen
               Kaiser, gerade im Hinblick auf den Diskurs mit den römischen Eliten und der Bevölkerung,
               auswirkte. Dabei gilt es nicht zu unterschätzen, wie groß die Probleme für eine vormoderne
               Ökonomie sein konnten, einzelne Güter, welche nur in Südasien angebaut werden konnten,
               in allen Bereichen des Reiches verfügbar zu machen.249

            Im Folgenden sei ein weiterer wichtiger und prägender Bestandteil des grenzüberschreitenden Handels der Antike und der Moderne betrachtet, der Zoll.
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